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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
575 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der  
 Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad  
 Meinberg für das Haushaltsjahr 2024. 
 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2024 samt Anlagen in der Zeit ab dem 22.12.2023 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Markt-
platz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, Fachbereich 5 – Finan-
zen, Zimmer 11, während der allgemeinen Öffnungszeiten 
(montags, dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 
Uhr, mittwochs 7.30 - 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 - 17.30 
Uhr) öffentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet vo-
raussichtlich am 15.02.2024 mit dem Beschluss der Haus-
haltssatzung. 
 
Unter der Adresse https://www.horn-badmeinberg.de/Rat-
und-Verwaltung/Haushalt steht der Entwurf der Haushalts-
satzung zur Einsicht und zum Download im Internet zur Ver-
fügung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 5 (Finanzen, Rathaus, Zimmer 11), zu 
erheben. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter der Adresse 
https://www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/ 
Bekanntmachungen zur Kenntnisnahme bereitgestellt. 
 
 
 
Horn-Bad Meinberg, 13.12.2023 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. Sölter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
576 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
 die Durchführung der Brandverhütungsschau 
 

 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Durch-
führung der Brandverhütungsschau in der Stadt Horn-
Bad Meinberg vom 14.12.2023 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 07.12.2023 aufgrund des § 52 Abs. 5 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 2 Satz 1, § 26 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17.12.2015 (GV.NW. S. 886) und der §§ 7 Abs. 
1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung vom 14.07.1994 (GV.NW. S. 666), zuletzt geändert  
 

 
durch Gesetz 03.02.2015 (GV. NRW. S. 208), folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Zweck der Brandverhütungsschau 

 
(1) Die Brandverhütungsschau dient dem Zweck, präventiv 
zu prüfen, ob Gebäude und Einrichtungen, die in erhöhtem 
Maße brand- oder explosionsgefährdet sind oder in denen 
bei Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine 
große Anzahl von Personen oder erhebliche Sachwerte ge-
fährdet sind, den Erfordernissen des abwehrenden Brand-
schutzes entsprechen. 
 
(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden Brand-
schutzes dient der Feststellung brandschutztechnischer 
Mängel und Gefahrenquellen sowie der Anordnung von 
Maßnahmen, die der Entstehung eines Brandes oder der 
Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei einem 
Brand oder Unglücksfall die Rettung von Menschen und Tie-
ren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame Löschar-
beiten ermöglichen. 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 

a) zur Durchführung der Brandverhütungsschau im 
Sinne von § 1 einschließlich deren Vor- und Nach-
bereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die 
für die Brandverhütungsschau zuständige Dienst-
stelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde be-
teiligt ist und dabei zugleich eine Brandverhütungs-
schau vornimmt, 

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-

schau), 
 

c) im Bereich des vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutzes außerhalb des Baugenehmigungs-
verfahrens, die mündlich oder schriftlich beantragt 
worden und mit der Anfertigung einer gutachterli-
chen Stellungnahme, eines Brandschutzgutach-
tens oder eines Brandschutzkonzeptes zu einem 
definierten Objekt verbunden sind.  

 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbeson-
dere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von Gebühren 
aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener Zu-
ständigkeit an der Durchführung der Brandverhütungsschau 
teilgenommen haben oder nach Durchführung der Brandver-
hütungsschau tätig geworden sind. 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshandlung 
und nach der Zahl der notwendig eingesetzten Dienstkräfte 
bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Entgelte für in An-
spruch genommene Fremdleistungen. Bei der Bemessung 
der Gebühren werden zudem Umfang und Schwierigkeits-
grad der Amtshandlungen im Einzelfall berücksichtigt. 
 
(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen nach 
den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen und Sätzen  
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und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 aufgeführten 
Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile der Satzung. 
 

§ 4 
Auslagenersatz 

 
Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der 
Amtshandlung entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn eine 
Befreiung von der Gebühr für die Amtshandlung besteht. 
 

§ 5 
Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 

 
(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet 
sich bei Objekten, die Gegenstand von Sonderverordnun-
gen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den ent-
sprechenden baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist die 
Brandverhütungsschau je nach Gefährdungsgrad der in der 
Anlage 2 aufgeführten Objekte in Zeitabständen von längs-
tens sechs Jahren durchzuführen. 
 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brandver-
hütungsschau, werden diese von der Stadt unter Berück-
sichtigung des Gefährdungsgrades von Objekten nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 
 

§ 6 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder 
sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandverhütungs-
schau unterworfenen Objektes sowie derjenige, der eine 
Leistung der Brandschutzdienststelle gem. § 2 Abs. 1 Buch-
stabe c) beantragt. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 
1 haften als Gesamtschuldner. 
 
(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

§ 7 
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung, Erlass 

der Gebühr 
 

(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. 
Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie ist mit Zu-
gang des Bescheides fällig und innerhalb von einem Monat 
zu entrichten. 
 
(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise ge-
stundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des ange-
gebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die 
Stundung nicht gefährdet erscheint. Die Stundung ist in der 
Regel nur auf Antrag und bei einer Gebührenhöhe von über 
500 EURO gegen Sicherheitsleistung zu gewähren. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebüh-
ren für die Durchführung der Brandschau in Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 15.02.2016 außer Kraft 
 
Anlage 1 
 

 
Gebührensätze 

 
Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau in der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 14.12.2023 gelten folgende Gebührensätze: 
 
 
1) Durchführung einer Brandverhütungsschau oder Nach-

schau am Objekt nach Dauer der Amtshandlung 
 
je angefangene halbe Stunde   45,00 € 
 

2) Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandverhü-
tungsschau entsprechend dem Arbeitsaufwand 
 
je angefangene halbe Stunde   45,00 € 
 

3) Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von 
Personen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 
 
Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Regelungen zu Ziffer 1. 
 

4) Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe c) 
 

4.1 Schriftlich erteilte gutachtliche Stellungnahme 
je angefangene Stunde  45,00 € 
 
4.2 Erstellung eines Brandschutzgutachtens 
je angefangene Stunde  45,00 € 
 
4.3 Erstellung eines Brandschutzkonzeptes 
je angefangene Stunde  45,00 € 
 
 

Anlage 2 

Lfd. Nr. Objekte 

1. Pflege- und Betreuungsobjekte 

1.1 Krankenhäuser nach Krankenhausbauverordnung 

(KhBauVO) 

1.2 Heime 

1.2.1 Altenwohnheim mit / ohne Pflegeplätze 

1.2.2 Gebäude für hilfsbedürftige minderjährige Personen 

(ab 9 Personen) 

1.2.3 Gebäude für körperlich und / oder geistig behinderte 

Personen (ab 9 Personen) 

1.2.4 wie 1.2.3, nur tagsüber untergebracht 

(ab 20 Personen) 

1.3 Kindergärten, Kindertagesstätten, Kinderhorte 

2. Übernachtungsobjekte 

2.1 Beherbergungsbetriebe nach SBauVO 

(Teil 2 - Beherbergungsstätten) 

2.2 Obdachlosenunterkünfte 

2.3 Notunterkünfte (Aussiedler, Umsiedler, Asylbewerber) 
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2.4 

 

Camping- und Wochenendplätze nach Camping-  

und Wochenendplatzverordnung (CW VO) 

3. Versammlungsobjekte 

3.1 Versammlungsstätten nach SBauVO 

(Teil 1 - Versammlungsstätten) 

3.1.1 Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, 

die einzeln mehr als 200 Personen fassen 

3.1.2 Versammlungsstätten mit mehreren Versammlungs- 

räumen, die insgesamt mehr als 200 Personen fassen, 

wenn sie gemeinsame Rettungswege haben 

3.1.3 Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflächen, 

deren Besucherbereich mehr als 1.000 Personen fasst 

und ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht 

3.1.4 Sportstadien, die mehr als 5.000 Personen fassen 

3.2 Versammlungsräume, die nicht der SBauVO unterliegen 

3.2.1 Gebäude mit Bühnen- / Szenenflächen / Filmvorführungen 

(ab 50 Personen) 

3.2.2 Schank- und Speisewirtschaften in Gebäuden mit mehr als 

100 m² freier Grundfläche (Fläche ohne Einbauten) 

im Gastraum 

3.2.3 wie 3.2.1, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 Personen) 

3.2.4 Räume für Sportveranstaltungen in mehrfach genutzten 

Gebäuden ab 1.000 m² 

4. Unterrichtsobjekte 

4.1 Schulen nach SchulBauR 

4.2 Ausbildungsstätten (SchulBauR nicht anwendbar) 

4.2.1 Eigenständige Unterrichtsgebäude / -trakte 

4.2.2 Unterrichtsräume (ab 100 Personen) in sonst anders 

genutzten Gebäuden 

4.2.3 wie 4.2.2, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 Personen) 

5. Hochhausobjekte 

5.1 Hochhäuser nach SBauVO (Teil 4 - Hochhäuser) 

6. Verkaufsobjekte 

6.1 Verkaufsstätten nach SBauVO 

(Teil 3 – Verkaufsstätten) 

6.2 Gemeinschaftsladenzentren mit mehr als 2.000 m² 

Verkaufsfläche 

6.3 Verkaufsstätten, die nicht der SBauVO unterliegen 

 

6.3.1 

 

Verkaufsstätten in Verbindung zu anders genutzten 
Gebäuden mit mehr als 1.000 m² Verkaufsfläche 

6.3.2 Verkaufsstätten in Verbindung zu anders genutzten 

Gebäuden, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 

500 m² Verkaufsfläche 

7. Verwaltungsobjekte 

7.1 Mehrgeschossige Gebäude mittlerer Höhe mit mehr 

als 3.000 m² Nutzfläche 

7.2 Verwaltungsräume in mehrfach genutzten Gebäuden 

mittlerer Höhe mit mehr als 1.000 m² Nutzfläche 

8. Ausstellungsobjekte 

8.1 Museen 

8.2 Messegebäude 

9. Garagen 

9.1 Großgaragen nach SBauVO (Teil 5 - Garagen) 

9.2 Unterirdische, geschlossene Mittelgaragen 

(> 500 m²) in Verbindung zu anders genutzten 

Gebäuden  

10. Gewerbeobjekte 

10.1 Herstellung, Produktion 

10.1.1 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang 

von / mit überwiegend brennbaren Stoffen mit einer 

Brandabschnittsgröße von mehr als 800 m² 

10.1.2 wie 10.1.1, jedoch nicht ebenerdig mit einer Brand- 

abschnittsgröße von mehr als 400 m² 

10.1.3 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang 

von / mit überwiegend nichtbrennbaren Stoffen mit 

einer Brandabschnittsgröße von mehr als 1.600 m² 

10.1.4 wie 10.1.3, jedoch nicht ebenerdig mit einer Brandab- 

schnittsgröße von mehr als 800 m² 

10.1.5 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang 

von / mit überwiegend brennbaren Flüssigkeiten, 

Gasen und Gefahrstoffen, die gemäß der Verordnung 

über brennbare Flüssigkeiten (VbF), Druckbehälter 

-Verordnung (DruckbehälterVO), Chemikalien-Gesetz 

(ChemikalienG), Sprengstoffgesetz (SprengstoffG) 

mit besonderen Brandschutzmaßnahmen durch das 

Staatliche Amt für Arbeitsschutz (StAfA), Staatliche 

Umweltamt (StUA) oder durch die Bezirksregierung 
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 genehmigt wurden 

10.1.6 wie 10.1.1, jedoch in umittelbarer Verbindung zu 

Wohngebäuden mit einer Brandabschnittgröße von mehr 

als 200 m² 

10.2 Lagerung 

10.2.1 Gebäude zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten, 

die gemäß der Verordnung über brennbare 

Flüssigkeiten (VbF), Druckbehälter-Verordnung 

(DruckbehälterVO), Chemikalien-Gesetz (ChemikalienG), 

Sprengstoffgesetz (SprengstoffG) mit besonderen 

Brandschutzmaßnahmen durch das Staatliche 

Amt für Arbeitsschutz (StAfA), Staatliche Umweltamt 

(StUA) oder durch die Bezirksregierung genehmigt wurden 

10.2.2 Gebäude zur Lagerung überwiegend nichtbrennbarer 

Stoffe mit mehr als 3.200 m² Lagerfläche 

10.2.3 wie 10.2.2, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 1.600 m² 

Lagerfläche 

10.2.4 Gebäude zur Lagerung brennbarer Stoffe mit mehr als 

1.600 m² Lagerfläche 

10.2.5 wie 10.2.4, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 800 m² 

Lagerfläche 

10.2.6 Freilager für überwiegend brennbare Stoffe mit mehr als 

5.000 m² Lagerfläche 

10.2.7 Hochregallager 

11. Sonderobjekte ( nach örtlicher Festlegung ) 

11.1 Besonders brandgefährdete Baudenkmäler  

11.2 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit mehr als 

2.000 m³ in Verbindung mit Wohngebäuden 

11.3 Kirchen und Gebetsstätten 

11.4 Unterirdische Verkehrsanlagen 

1.5 Objekte mit radioaktiven Stoffen ab Gruppe 3 nach 

Strahlenschutzverordnung (StrahlenschutzVO) 

11.6 Hotel- und Gaststättenschiffe  

11.7 Bahnhöfe mit Verkaufsstätten größer als 500 m² 

Verkaufsfläche 

11.8 Anlagen und Einrichtungen mit biologischen 

Arbeitsstoffen ab Gefahrengruppe 2 nach dem  

Entwurf der Richtlinie für den Feuerwehreinsatz 

in Anlagen mit biologischen Arbeitsstoffen 

 

11.9 

 

Flächen für die Feuerwehr, § 5 Abs. 5 BauO NW 

- Zufahrten auf Grundstücke (nach örtlicher 

Festlegung) 

11.10 Schießstände und Schießanlagen 

11.11 Botschaften und Konsulate 

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Durchführung der Brandverhütungsschau in der Stadt 
Horn-Bad Meinberg vom 14.12.2023“ wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der Rubrik 
Bekanntmachungen bereitgestellt.  
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.12.2023 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Krüger 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 

 
 
 
577 13. Satzung zur Änderung der Gebühren- 
 satzung zur Wasserversorgungssatzung 
 
der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 11.12.2023 
 
Aufgrund 
−der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung  
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14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), in der derzeit gültigen 
Fassung, 
−der §§ 50 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), in der derzeit gültigen 
Fassung, 
−der § 38 ff. LWG NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.06.1995 (GV. NRW.1995, S. 926), in der der-
zeit gültigen Fassung, 
-Verordnung über die Qualität von Wasser für den mensch-
lichen Gebrauch 
(Trinkwasserverordnung – TrinkwV 2001) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 
10.03.2016 (BGBI. I 2016, S. 459), in der derzeit gültigen 
Fassung, 
−Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor-
gung mit Wasser (AVB-WasserV) vom 20.06.1980 (BGBl. I 
S. 750, S. 1067), in der derzeit gültigen Fassung, 
-der Satzung über die öffentliche Wasserversorgung und 
den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
– Wasserversorgungssatzung – der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 10. Mai 1984 (Kr.Bl. Lippe 15.05.1984, S. 311-
316), in der derzeit gültigen Fassung, 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung 
am 07.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
§ 2 der Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung 
der Stadt Horn-Bad Meinberg wird wie folgt geändert: 
 
In Abs. 4 wird der Betrag von 2,14 Euro durch den Betrag 
von 2,20 Euro ersetzt. 
 
Artikel II 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 13. Satzung zur Änderung der „Gebühren-
satzung zur Wasserversorgungssatzung der Stadt Horn-
Bad Meinberg vom 12.07.1991“ vom 11.12.2023 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) -in der gegenwärtigen Fassung- beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich  be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte  

 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der Rubrik 
Bekanntmachungen bereitgestellt. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2023 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Krüger 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 

 
 
 
578 5. Satzung zur Änderung der „Satzung über die 
 Erhebung von Abwassergebühren, Kanalan-
 schlussbeiträgen und Kostenersatz für Grund-
 stücksanschlüsse 
 
in der Stadt Horn-Bad Meinberg“ 
vom 11.12.2023 
 
Aufgrund 
-der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge-
setzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der je-
weils geltenden Fassung, 
-der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 
2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung, 
-des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 
(GV.NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie  
-des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum 
Abwasserabgabengesetz vom 
08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in 
der jeweils geltenden Fassung, 
-der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und 
den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage – Entwässerungssatzung – der Stadt Horn-
Bad Meinberg vom 20. Juni 
1991 (Kr.Bl. Lippe 15.07.1991, S. 441-448), in der jeweils 
geltenden Fassung, 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung 
am 07.12.2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren, 
Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse in der Stadt Horn-Bad Meinberg wird wie 
folgt geändert: 
 
In Abs. 6 wird der Betrag von 3,48 Euro durch den Betrag 
von 4,12 Euro ersetzt. 
 
Artikel II 
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§ 5 der Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren, 
Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse in der Stadt Horn-Bad Meinberg wird wie 
folgt geändert: 
 
In Abs. 6 wird der Betrag von 0,34 Euro durch den Betrag 
von 0,38 Euro ersetzt. 
 
Artikel III 
§ 7 der Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren, 
Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse in der Stadt Horn-Bad Meinberg wird wie 
folgt geändert: 
 
Abs. 1, Buchstabe c) wird wie folgt gefasst: 
 
der Straßenbaulastträger sowie der Eigentümer eines priva-
ten Straßengrundstücks für die 
Straßenoberflächenentwässerung 
 
 
Artikel IV 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Satzung zur Änderung der „Satzung über 
die Erhebung von Abwassergebühren, Kanalanschlussbei-
trägen und 
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse in der Stadt Horn-
Bad Meinberg vom 11.12.2015“ 
vom 11.12.2023 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) -in der gegenwärtigen Fassung- beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der Rubrik 
Bekanntmachungen bereitgestellt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2023 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Krüger 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 

 
579 Veröffentlichungshinweis: Betreuung des 
 Stadtwaldes 2024 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt 
Horn-Bad Meinberg und dem Landesverband Lippe über 
eine Kooperation nach dem Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) bei der fachlichen Be-
treuung und Entwicklung des Stadtwaldes Horn-Bad 
Meinberg nach dem Landesforstgesetz (LFoG NRW) 
vom 08.12.2023 
 
Gem. § 24 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621) in der zurzeit geltenden 
Fassung wird hiermit darauf hingewiesen, dass die öffent-
lich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Horn-Bad 
Meinberg und dem Landesverband Lippe über die Koopera-
tion nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsar-
beit (GkG NRW) bei der fachlichen Betreuung und Entwick-
lung des Stadtwaldes Horn-Bad Meinberg nach dem Lan-
desforstgesetz (LFoG NRW) vom 08. Dezember 2023 nebst 
Anlage von der Bezirksregierung Detmold als zuständige 
Genehmigungsbehörde nach § 24 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 lit. c GkG NRW im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold vom 18. De-
zember 2023 (208. Jahrgang, Nr. 51) bekannt gemacht wor-
den ist. 
Die Genehmigungsverfügung der Bezirksregierung Detmold 
ist mit Datum vom 11. Dezember 2023 ergangen. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.12.2023 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz-Dieter Krüger 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
580 1. Satzungsänderung den Bebauungsplans H 
 30 „Industriestraße“, mittlerweile betitelt mit „H 
 2 Energiepark“ betreffend 
 
1. Änderung der Satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans H 30 
„Industriestraße“, mittlerweile betitelt mit „H 2 Energie-
park“, (Verlängerung) 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 09.12.2021 gemäß § 14 Baugesetzbuch (BauGB) fol-
gende Satzung über die Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungs-
plans H 30 „Industriestraße“, mittlerweile mit H 2 „Energie-
park“ betitelt, beschlossen.  
Die Satzung ist mit der Bekanntmachung im Kreisblatt - 
Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte und Gemein-
den Nr. 87 – 27. Dezember 2021 am darauf folgenden Tag 
rechtskräftig geworden. 
Da die Veränderungssperre nach Ablauf von zwei Jahren 
außer Kraft tritt, das Planverfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes H 2 „Energiepark“ aber noch nicht abge-
schlossen ist und die Voraussetzungen für eine Verände-
rungssperre weiterhin bestehen, hat der Rat in seiner Sit- 
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zung vom 07.12.2023 gem. § 17 Abs. 1 BauGB die 1. Ände-
rung der Satzung über die Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplans H 30 „Industriestraße“, mittlerweile mit H 2 „Ener-
giepark“ betitelt, für die Verlängerung der Geltungsdauer um 
ein Jahr beschlossen.  
 
Rechtsgrundlagen 
1. Die §§ 14, 16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBL. 
I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.07.2023 
(BGBL. 2023 I Nr. 221) und  
 
2. der § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490). 
 
 
Präambel 

Zur Sicherung der Planung wurde aus Gründen des öffentli-
chen Wohls für den gesamten Geltungsbereich des in Auf-
stellung befindlichen Bebauungsplans H 30 „Industrie-
straße“, mittlerweile mit H 2 „Energiepark“ betitelt, eine Ver-
änderungssperre erlassen.  
Der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans (ursprüng-
lich H 30 „Industriestraße-West“) wurde am 04.07.2018 
durch den Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaf-
ten des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg gefasst und am 
10.04.2019 ortsüblich bekannt gemacht.  
Am 27.11.2019 wurde die Änderung des Aufstellungsbe-
schluss in Bezug auf die Erweiterung des Geltungsberei-
ches und die Änderung der Bezeichnung in H 30 „Industrie-
straße“ beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung der 
Änderung des Aufstellungsbeschlusses ist am 10.12.2019 
erfolgt. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 09.12.2021 erneut 
durch den Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in Bezug auf 
seine Zielsetzung und inhaltliche Ausrichtung geändert. Zur 
zukunftsorientierten und nachhaltigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Stadt Horn-Bad Meinberg und Aufwertung ei-
nes für die Stadtentwicklung strategisch wichtigen Bereiches 
zwischen den Stadtteilen Horn und Bad Meinberg soll das 
Gebiet östlich der Bahnlinie zwischen der Wilberger Straße 
und der Bahnhofstraße über die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes H 30 „Industriestraße“ planungsrechtlich neu 
ausgerichtet werden. Mit der Aufstellung des Bebauungs-
plans H 30 „Industriestraße“ wird die vorwiegende Zielset-
zung verbunden ein Flächenangebot für Nutzungen aus 
dem Bereich „Wasserstoff“ und entlang der Bahnhofstraße 
aus dem Bereich „Freizeit und Information“ sowie im Nord-
osten weiterhin für industrielle Nutzungen zu schaffen bzw. 
zu erhalten. Die angestrebten Nutzungen soll über die Aus-
weisung von entsprechenden Sondergebieten gem. § 11 
BauNVO und Industriegebieten gem. § 9 BauNVO pla-
nungsrechtlich gesichert werden. Die ortsübliche Bekannt-
machung dieser Änderung des Aufstellungsbeschlusses ist 
am 27.12.2021 erfolgt. 
Aufgrund der thematischen Ausrichtung und zu Marketing-
zwecken beschloss der Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Liegenschaften in seiner Sitzung vom 24.11.2022 den Auf-
stellungsbeschluss in Bezug auf den Titel des Bebauungs-
planes zu ändern, weshalb der Bebauungsplan seitdem mit 
H 2 „Energiepark“ betitelt wird. Die ortsübliche Bekanntma-
chung dieser Änderung des Aufstellungsbeschlusses ist am 
23.12.2022 erfolgt. 
 

 
Da es sich im Rahmen der Entwurfserarbeitung ergeben hat, 
dass sinnvollerweise der Geltungsbereich in den Randberei-
chen zur Darstellung von Sichtdreiecken oder zur vollständi-
gen Überplanung des Bebauungsplanes H 21 F um die Flur-
stücke 779 und teilw. 789, Flur 2, Gem. Bad Meinberg, die 
Flurstücke teilw. 1072 und teilw. 1085, Flur 4, Gem. Horn 
erweitert werden sollte, hat der Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Liegenschaften in seiner Sitzung vom 27.09.2023 
eine weitere Änderung des Aufstellungsbeschlusses in Be-
zug auf den Geltungsbereich beschlossen. Die ortsübliche 
Bekanntmachung dieser Änderung des Aufstellungsbe-
schlusses ist am 29.09.2023 erfolgt. 
 
§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich der Veränderungssperre bleibt trotz 
der Erweiterung des Geltungsbereichs für das Bebauungs-
planverfahren unverändert und ist mit dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes H 30 „Industriestraße“ gem. Aufstel-
lungsbeschluss vom 27.11.2019 identisch. Er ist aus dem 
nebenstehenden Lageplan ersichtlich, der Bestandteil der 
Satzung ist. 
Gelegen im Geltungsbereich sind folgende Flurstücke: 
In der Gemarkung Bad Meinberg, Flur 2 die Flurstücke 
709,708, 707, 705, 706, 47, 39, 40, 776, 777, 778 und 779 
sowie die Flurstücke 852, 713, 789 und 800 teilweise. 
In der Gemarkung Horn, Flur 4 die Flurstücke 587, 232, 233, 
234, 235, 1142, 1143, 1144, 857, 845, 844, 855, 568, 1065, 
422,417, 438, 1090, 900, 899, 528, 1016, 1017, 1018, 1019, 
1169, 1170, 323, 531, 810, 1168, 525, 1053, 881, 54, 393, 
1057, 860, 1211, 40, 512, 42, 1211, 1212, 489, 860, 861, 
859, 50, 527, 856, 1090, 1091, 1161, 1160, 733, 732, 1158, 
1159, 437, 726, 21, 724 und 725 sowie das Flurstück 1073 
teilweise. 
 
§ 2 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der 1. Änderung der 
Veränderungssperre (Verlängerung) 
 
Diese 1. Änderung der Veränderungssperre tritt am 
27.12.2023 in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr, 
vom 27.12.2023 an gerechnet, außer Kraft. Die Verände-
rungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit 
die Bauleitplanung für das in § 1 genannte Gebiet rechtsver-
bindlich abgeschlossen ist. 
 
Die Möglichkeit der Verlängerung der Geltungsdauer bzw. 
einer erneuten Beschlussfassung gemäß § 17 BauGB bleibt 
unberührt. 
 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.12.2023 
 
gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 Bekannt-
mVO NRW 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut des papiergebundenen 
Dokumentes der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
07.12.2023 übereinstimmt und dass gemäß § 2 Abs. 1 und 
2 BekanntmVO NRW verfahren wurde. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.12.2023 
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gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmVO NRW 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des vorstehenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung der Satzung über die Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungs-
plans H 30 „Industriestraße“, mittlerweile betitelt mit H 2 
„Energiepark“ (Verlängerung) angeordnet. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Lage und Umfang des Geltungsbereiches sind aus dem die-
ser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersicht-
lich.  
 
In der Bekanntmachung ist auf § 7 (6) GO NRW hinzuwei-
sen. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.12.2023 
 
gez. 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
Hinweise 
Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre 
für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplans H 30 „Industriestraße“, mittlerweile betitelt mit 
H 2 „Energiepark“ mit Begründung werden beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der 
Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) 
während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu je-
dermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. Die in Kraft getretene Satzung 
mit der Begründung wird ergänzend auch im Internet auf 
dem Geoportal des Kreises Lippe, http://geo.kreis-
lippe.de/bplan-auskunft.html, eingestellt. 
 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfahrensvor-
schriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans  
 und  
3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde un-
ter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem.  
 

 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.12.2023 
 
gez. 
 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 

 
Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Gemeinde Kalletal 
 
581 21. Satzung zur Änderung der Gebührensat-
 zung über die Abfallbeseitigung 
 
in der Gemeinde Kalletal 
vom 15.12.2023 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. m. 
§§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fassung 
hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung am 
14.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in der Ge-
meinde Kalletal vom 07.12.1999 
in der Fassung der 20. Änderungssatzung vom 16.12.2022 
wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Die Gebühren betragen: 
 
a) für System-Abfallbehälter 
 Restmüll (grau) 60 l  81,00 €/Jahr 
    80 l  108,00 €/Jahr 
    120 l  162,00 €/Jahr 
    240 l  324,00 €/Jahr 
 Biomüll (grün) 60 l  36,42 €/Jahr 
    80 l  48,56 €/Jahr 
    120 l  72,84 €/Jahr 
    240 l  145,68 €/Jahr 
Saisonbiotonne (grün) 80 l  33,62 €/Jahr 
    120 l  50,43 €/Jahr 
    240 l  100,86 €/Jahr 
 
b) für Müllgroßbehälter (1.100 l) 
 - bei wöchentlicher Leerung 3.294,90 €/Jahr 
 - bei 14-tägiger Leerung  1.647,45 €/Jahr 
 - bei 4-wöchentlicher Leerung 823,72 €/Jahr 
 
c) für die Anmietung eines Müllgroßbehälters (1.100 l)
      91,92 €/Jahr 
 
d) für einen Beistellsack  5,00 €/Sack 
 
e) für einen Windelsack  5,50 €/Sack 
 
§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Für die Auslieferung bzw. den Tausch eines Abfallbehälters 
auf einem angeschlossenen Grundstück, die bzw. der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr in 
Höhe von 22,00 EUR erhoben. Die Gebühr für die gleichzei-
tige Auslieferung eines weiteren Gefäßes auf demselben 
Grundstück beträgt 17,00 EUR. Diese Regelung gilt nicht bei 
erstmaliger Auslieferung von Abfallbehältern sowie bei män-
gelbedingtem Austausch oder bei einer systembedingten 
bzw. satzungsmäßig begründeten Umstellung. 
 
 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 21. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über 
die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Kalletal vom 
15.12.2023 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV. NW. 
1994 S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO eine Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Gemeinde 
Kalletal unter www.Kalletal.de (Rubrik: Bekanntmachungen) 
zugänglich gemacht. 
 
 
Kalletal, den 15.12.2023 
 
 
gez. Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
582 12. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
 Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen und 
 Abwassergebühren 
 
in der Gemeinde Kalletal 
vom 15.12.2023 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. m. §§ 
1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung am 14.12.2023 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
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Die Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträ-
gen und Abwassergebühren in der Gemeinde Kalletal vom 
12.12.2008 in der Fassung der 11. Änderungsatzung vom 
16.12.2022 wird wie folgt geändert: 
 
 a) § 4 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
  Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser  
      4,78 €. 
 
 b) § 5 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 
 
  Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter 
  modifizierter bebauter (bzw. überbauter)  
  und/oder befestigter Fläche 0,58 € jährlich. 
 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 12. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Kanalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren 
in der Gemeinde Kalletal vom 15.12.2023 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV. NW. 
1994 S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO eine Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Gemeinde 
Kalletal unter www.Kalletal.de (Rubrik: Bekanntmachungen) 
zugänglich gemacht. 
 
 
Kalletal, den 15.12.2023 
 
 
gez. Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 

 
583 17. Satzung zur Änderung der Beitrags- und  
 Gebührensatzung zur Wasserversorgungs- 
 satzung 
 
der Gemeinde Kalletal 
vom 15.12.2023 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. m. 
den §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung am 
14.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversor-
gungssatzung der Gemeinde Kalletal vom 18.05.1994 in der 
Fassung der 16. Änderungssatzung vom 16.12.2022 wird 
wie folgt geändert: 
 
a) § 8 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
 Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern mit ei-
 nem Nenndurchfluss 
- bis 5 m³/h   =  7,86 EUR/Monat 
- bis 10 m³/h   =15,72 EUR/Monat 
- bis 20 m³/h   =31,44 EUR/Monat 
- über 20 m³/h und bei Verbundzählern  
     =47,16 EUR/Monat 
 
b) § 8 Ziffer 4 erhält folgende Fassung: 
 Die Verbrauchsgebühr berechnet sich nach der 
 Wasserentnahme; sie beträgt einheitlich 1,76 
 EUR/m³. 
 
c) § 12 erhält folgende Fassung: 
 Gebührenpflichtige 
 
1. Gebührenpflichtige sind 
a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht 
 bestellt ist, der Erbbauberechtigte. 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nut-
 zung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
 
1.  Mehrere Gebührenpflichtige haften als  
 Gesamtschuldner. 
 
2. Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue 
Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grund-
buch folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entspre-
chend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige 
Gebührenpflichtige der Gemeinde innerhalb eines Monats 
nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 
 
3. Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-
nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen so-
wie der Gemeinde die erforderlichen Daten und Unterlagen 
zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte 
der Gemeinde das Grundstück betreten um die Bemes-
sungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen. 
 
 

§ 2 
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Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende "17. Satzung zur Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung der 
Gemeinde Kalletal vom 15.12.2023" wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NR vom 02. September 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung, beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,  
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 

bekanntgemacht worden 
 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Gemeinde Kalletal vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende Satzung wird zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden – auf der Internetseite der Gemeinde 
Kalletal unter www.Kalletal.de (Rubrik: Bekanntmachungen) 
zugänglich gemacht. 
 
 
Kalletal, den 15.12.2023 
 
 
gez. Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Stadt Lage 
 
584 Korrektur der Bekanntmachung im Kreisblatt 
 Nr. 54 
 
Änderung und Erweiterung der Abgrabung nach Sand 
und Kies in der Gemarkung Waddenhausen, Flur 5 
(Siekkrug 2) 
 
Korrektur der Bekanntmachung zum Planfeststellungs-
verfahren „Änderung und Erweiterung der Abgrabung 
nach Sand und Kies in der Gemarkung Waddenhausen, 
Flur 5 (Siekkrug 2)“ im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden Nr. 54 - 11. 
Dezember 2023 S. 649 
 
In der v. g. Bekanntmachung wurde die Frist, innerhalb derer 
Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben und Stellung-
nahmen von Vereinigungen die auf Grund einer Anerken-
nung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechts-
behelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die 
Entscheidung einzulegen, abgegeben werden können, feh-
lerhaft mit 2 Wochen nach Ende der Auslegungsfrist ange-
geben. Die Frist beträgt einen Monat nach Ende der Ausle-
gungsfrist. Der Fehler wird hiermit korrigiert. Nachfolgend 
der korrigierte Bekanntmachungstext: 
 
I. 
 
Die Firma Ernst Schlegel GmbH & Co. KG, Jerxer Str. 26, 
32758 Detmold, hat gemäß § 68 des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz -WHG-) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der z. Zt. gültigen Fas-
sung die Planfeststellung für das nachstehende Vorhaben 
beantragt: 
 
Änderung und Erweiterung der Abgrabung nach Sand 
und Kies in der Gemarkung Waddenhausen, Flur 5 
(Siekkrug 2). 
 
Es ist geplant, das bisherige Abbaugebiet Siekkrug 2 um 
eine Fläche von ca. 6 ha zu erweitern. Die geplante Erwei-
terungsfläche liegt in der Gemarkung Waddenhausen, Flur 
5 auf den Flurstücken 48 und 101 (je tlw.). Darüber hinaus 
ist vorgesehen, die Sohltiefe in Bereichen des im Jahr 2015 
planfestgestellten südlichen Teils des Abbaugebiets Siek-
krug 2 zu erhöhen. Der Rohstofftransport vom Abbaugebiet 
„Siekkrug 2“ zum bestehenden Kieswerk soll weiterhin mit-
tels der vorhandenen Bandstraße erfolgen. Der Abbau soll 
sich inkl. des bereits planfestgestellten südlichen Teils über 
ca. 15 Jahre erstrecken. Als Folgenutzung ist der Arten- und 
Biotopschutz vorgesehen. Für die externe Kompensation 
wird das Flurstück 381 der Flur 6 in der Gemarkung Holz-
hausen in Anspruch genommen. 
 
Weitere Einzelheiten sind aus den Antragsunterlagen von 
Mai, August, September, Oktober, November und Dezem-
ber 2022 sowie Januar, Februar, März und September 2023 
ersichtlich. Zu den Antragsunterlagen gehören u. a. der An-
trag mit Karten und Planwerk (Übersichtsplan, planerische 
Vorgaben, Flurkarte, Schutzgut Mensch, Schutzgut Pflan-
zen, Schutzgut Tiere, Bestandsplan, Abbauplan, Rekultivie-
rungsplan, Schnitte, externe Kompensation), UVP-Bericht 
mit LBP, ergänzende Antragsunterlagen sowie ergänzende 
fachliche Beiträge (Artenschutzbeitrag, faunistische Unter-
suchungen, hydrogeologisches Gutachten.  
 

 
Der Kreis Lippe ist die für das Verfahren und für die Ent-
scheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige 
Behörde. 
 
Die Antragstellerin hat die Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens nach § 68 WHG in Verbindung mit der 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
nach § 7 Abs. 3 UVPG (Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung – UVPG vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540) in der 
z. Zt. gültigen Fassung) in Verbindung mit § 11 Abs. 2 UVPG 
ohne vorherige Vorprüfung beantragt. Das Entfallen der Vor-
prüfung wird als zweckmäßig erachtet. Für das Vorhaben 
besteht somit eine UVP-Pflicht. 
 
Die Antragsunterlagen können bei der 
 
Stadt Lage, Am Drawen Hof 1 32791 Lage  
FT Planen Lagenser Forum, 1. Obergeschoß vor Zimmer Nr. 
1/109 
 
während der allgemeinen Dienststunden innerhalb der Aus-
legungsfrist von einem Monat eingesehen werden. Die ein-
monatige Auslegungsfrist beginnt am 08.01.2024 und endet 
mit Ablauf des 07.02.2024. Der Antrag mit den dazugehöri-
gen Unterlagen sowie dieser Bekanntmachungstext können 
weiterhin auf der Internetseite der Stadt Lage  unter 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen eingesehen werden. 
Darüber hinaus können der Antrag mit den dazugehörigen 
Unterlagen und dieser Bekanntmachungstext ergänzend 
und außerhalb einer Rechtspflicht auf der Internetseite des 
Kreises Lippe unter https://www.kreis-lippe.de/kreis-
lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntma-
chungen-umwelt-und-energie.php eingesehen werden. Da-
rauf, dass nur die Auslegung vor Ort rechtlich verbindlich ist, 
wird vorsorglich hingewiesen. 
Der Inhalt der Bekanntmachung sowie der Antrag mit den 
dazugehörigen Unterlagen werden zudem über das zentrale 
UVP-Portal des Landes NRW unter www.uvp-verbund.de 
zugänglich gemacht. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben und Stellungnahmen 
von Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entschei-
dung einzulegen (vgl. 70 WHG in Verbindung mit § 73 Ab-
satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV 
NRW Seite 602) - jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung -) 
sind zur Vermeidung des Ausschlusses spätestens inner-
halb von einem Monat nach dem Ende der vorbezeichneten 
Auslegungsfrist schriftlich - möglichst in dreifacher Ausferti-
gung - oder zur Niederschrift bei der 
 
Stadt Lage, Am Drawen Hof 1, 32791 Lage  
FT Planen Lagenser Forum, 1. Obergeschoß, Zimmer Nr. 
1/109 
 
oder beim Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Det-
mold, zu erheben. Vereinigungen, die auf Grund einer Aner-
kennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen 
die Entscheidung einzulegen, können innerhalb der v. g. 
Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben.   
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. 
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Aus den Einwendungen und Stellungnahmen muss die la-
dungsfähige Anschrift ersichtlich sein. Die Einwendung 
muss weiterhin den geltend gemachten Belang und das Maß 
seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
 
II. 
 
Über die eingegangenen Einwendungen wird in einem noch 
festzusetzenden Termin mündlich verhandelt. Hierzu weise 
ich darauf hin, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem 
Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt werden kann 
und verspätete Einwendungen bei der Erörterung und Ent-
scheidung unberücksichtigt bleiben können. 
 
Zu diesem Termin ergeht an die Einwendungsführer eine 
besondere Einladung. 
 
Darüber hinaus wird dieser Termin öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, können von 
dem Erörterungstermin auch durch öffentliche Bekanntma-
chung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benachrich-
tigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. Die Zustel-
lung der Entscheidung über Einwendungen kann in solchen 
Fällen ebenfalls durch öffentliche Bekanntmachung erfol-
gen. 
 
Werden keine Einwendungen erhoben, erübrigt sich die 
Durchführung eines Erörterungstermins. 
 
Detmold, 12.12.2023 
 
K R E I S  L I P P E 
Der Landrat 
FG 680 
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
gez. 
 
Vahle 
 
Az.: 4.1-32 99 60-10/17      
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 70 
WHG ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Stadt Lage, Am Drawen Hof 1, 32791 Lage 
 
Lage, 12.12.2023 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
585 10. Satzung zur Änderung der Gebühren- 
 satzung vom 20.12.2023 zur Straßenreinigungs-
 satzung der Stadt Lage 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 
490), § 3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Stra-
ßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706)  

 
und der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in 
den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am 19. Dezember 2023 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 2 Abs. 4 und 5 der Gebührensatzung zur Straßenreini-
gungssatzung der Stadt Lage vom 17.12.2009 in der aktuel-
len Fassung werden wie folgt geändert: 
 
 
(4)  Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 

beträgt für die Sommerreinigung  jährlich: 
 

- in Reinigungsklasse S1  
 (Reinigung verkehrsberuhigter Bereich und 
 Fußgängerzone)   22,11 € 
 
- in Reinigungsklasse S2  
 (Reinigung inner-/überörtlicher Verkehrs- 
 Straßen)     0,53 € 

 
 

(5)  Für die Winterwartung wird –unabhängig von der Reini-
gungshäufigkeit- zusätzlich eine  Benutzungsgebühr er-
hoben. Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Abs. 1 bis 
3) beträgt jährlich: 

 
- in Reinigungsklasse W1 (Winterwartung für den 

Bereich S1)    2,95 € 
 
 - in Reinigungsklasse W2 (Winterwartung Anlieger-

/Verkehrsstraße)    0,45 € 
 
-  in Reinigungsklasse W3 (eingeschränkte Winter-

wartung)    0,24 € 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 10. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung vom 20.12.2023 zur Straßenreinigungssatzung der 
Stadt Lage wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 10. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung vom 20.12.2023 
zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage wird auf der 
Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 20.12.2023 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
586 1. Änderungssatzung vom 20.12.2023 zur 
 Hauptsatzung der Stadt Lage vom 12.04.2021 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 und des § 41 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der  Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), die zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 (GV. 
NRW. S. 916) geändert worden ist, hat der Rat der Stadt 
Lage in seiner Sitzung am 19.12.2023 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

Art. 1 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Lage vom 12.04.2021 wird wie 
folgt geändert: 
 
- In § 5 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Jeder“ ersetzt durch 

die Wörter „Einwohnerinnen und Einwohner“ sowie das 
Wort „schriftlich“ durch die Wörter „in Textform nach § 
126b BGB“. 

 
- In § 5 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Bürgern“ ersetzt 

durch die Wörter „Einwohnerinnen und Einwohner“. 
 
- In § 11 Satz 2 wird der Betrag „25.000,-€“ ersetzt durch 

den Betrag „50.000,-€“ 
 
- § 12 erhält folgende neue Fassung: 
 

Es werden bis zu zwei hauptamtliche Beigeordnete ge-
wählt. Einer/Eine der Beigeordneten wird durch Be-
schluss des Rates zum allgemeinen Vertreter/zur allge-
meinen Vertreterin des Bürgermeisters/der Bürgermeis-
terin bestellt. Er/Sie führt die Amtsbezeichnung „Erster 
Beigeordneter“/“Erste Beigeordnete“.  

 
Art. 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung vom 20.12.2023 zur 
Hauptsatzung der Stadt Lage vom 12.04.2021 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
 vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
 geführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
 gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
 standet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
 Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
 Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
 die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 16. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung vom 20.12.2023 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 
wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 20. Dezember 2023 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
587 16. Satzung zur Änderung der Gebühren- 
 satzung vom 20.12.2023 zur Satzung über die 
 Abfallentsorgung 
 
in der Stadt Lage 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen -GO NRW- vom 14. 07. 1994 
(GV. NRW. S. 666), der §§ 5 und 9 des Abfallgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 
1988 (GV. NRW. S. 250), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I, 2012, S. 212 ff. und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV. NRW. S. 712) in den jeweils gültigen Fassun-
gen, sowie des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung 
in der Stadt Lage hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sit-
zung am 19. Dezember 2023 folgende Satzung beschlos-
sen: 
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§ 1 

 
In § 2 der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallent-
sorgung in der Stadt Lage wird Absatz 2 durch folgende 
Neufassung ersetzt:  
 
(2)  Die Gebühren betragen jährlich  
 a) Grundgebühr je Haushalt  41,67 € 
 
 b) Grundgebühr je Betrieb   
       18,14 € 
 
  c)  für einen System-Abfallbehälter (einschließlich 
  Behältermiete) 
  60 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung
       46,92 € 
  60 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Aus-
  nahme)         83,39 € 
  80 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung
       54,43 € 
  80 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Aus-
  nahme)         98,43 € 
  120 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung
       69,47 € 
  120 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Aus-
  nahme)       128,50 € 
  240 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung
          114,58 € 
  240 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Aus-
  nahme)       218,73 € 
 
  40 l  grün    27,03 € 
  60 l  grün    37,97 € 
  80 l  grün                       (alle 14-täglich geleert)
       48,90 € 
  80 l  grün (Saison-Biotonne)  31,97 € 
  120 l  grün    70,77 € 
  120 l  grün (Saison-Biotonne) 46,27 € 
  240 l  grün       136,39 € 
  240 l  grün  (Saison-Biotonne)    89,18 € 
  
 d) für einen System-Abfallbehälter mit 1.100 l  
 Nutzinhalt 
 
 bei monatlich einmaliger Leerung Eigentumscon-
 tainer          406,47 € 
 Mietcontainer       498,39 € 
 
 bei 14-täglicher Entleerung Eigentumscon-
 tainer        851,81 € 
 Mietcontainer       943,73 € 
 
 bei wöchentlich einmaliger Leerung Eigentumscon-
 tainer            1.710,21 € 
 Mietcontainer           1.802,13 € 
 
 bei 2 x wöchentlicher Leerung Eigentumscon-
 tainer            3.406,87 € 
 Mietcontainer           3.498,79 € 
 
 e) für einen Abfallsack (Beistellsack) mit 70 l  
 Nutzinhalt je Stück        3,50 € 
 
(3) Für die Auslieferung/den Umtausch eines Abfallgefäßes 
auf einem angeschlossenen Grundstück, welche(r) auf An-
trag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr von 
13,50 € erhoben. Die Gebühr für die/den gleichzeitige(n)  
 

 
Auslieferung/Umtausch eines weiteren Gefäßes auf demsel-
ben Grundstück beträgt 8,00 €. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.  
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 16. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung vom 20.12.2023 zur Satzung über die Abfallentsor-
gung in der Stadt Lage wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren  wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 16. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung vom 20.12.2023 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 
wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 20. Dezember 2023 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
588 4. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 
 vom 20.12.2023 zur Entwässerungssatzung 
 
in der Stadt Lage  
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes NRW (KAG NRW) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712), des § 65 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – 
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LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW. S. 926) und des 
§ 16 der Entwässerungssatzung der Stadt Lage vom 
28.03.1996 in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat 
der Stadt Lage in seiner Sitzung am 19.12.2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung in der Stadt 
Lage vom 30.06.2010 in der Fassung der 3. Änderung vom 
14.12.2016 wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 
 
(1) Die laufende jährliche Benutzungsgebühr beträgt je cbm 
Schmutzwasser 5,00 €. 
 
(2) Die laufende Benutzungsgebühr beträgt je Quadratme-
ter der bebauten und/oder befestigten Grundstücksfläche, 
von der Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebundenen in die städtische Abwasseran-
lage gelangen kann, 0,95 €. 
 
Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere 
vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen ober-
irdisch aufgrund eines Gefälles Niederschlagswasser in die 
städtische Abwasseranlage gelangen kann. 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 4. Satzung zur Änderung der Gebührensat-
zung vom 20.12.2023 zur Entwässerungssatzung in der 
Stadt Lage wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 4. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung vom 20.12.2023 
zur Entwässerungssatzung der Stadt Lage wird auf der In-
ternetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 

 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 20. Dezember 2023 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
589 Neufassung der Satzung über die Erhebung 
 von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgaben-
 gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
 (KAG NRW) für straßenbauliche Maßnahmen 
 der Stadt Lage vom 20. Dezember 2023 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) und der §§ 1, 
2 und 8 des KAG NRW vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 
1969 S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. April 
2023 (GV. NRW. S. 233) hat der Rat der Stadt Lage in seiner 
Sitzung am 19. Dezember 2023 folgende Neufassung der 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG 
NRW für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Lage be-
schlossen: 
 

§ 1 Allgemeines 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Anschaf-
fung, Erweiterung und Verbesserung von Anlagen im Be-
reich der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze und als Ge-
genleistung für die dadurch den Eigentümern und Erbbau-
berechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsen-
den wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Beiträge nach 
Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 2 Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Auf-
wandes 

 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für  
 1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbs- 
  nebenkosten) der für die Herstellung, Erwei-
  terung oder Verbesserung der Anlage benö-
  tigten Grundflächen,  dazu gehört auch der 
  Wert der hierfür von der Stadt aus ihrem Ver-
  mögen bereitgestellten eigenen Grundstücke; 
  maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Be-
  ginns der Maßnahme, 
 2. die Freilegung der benötigten Flächen, 
 3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesse-
  rung der Fahrbahnen mit Unterbau, Trag- 
  schichten und Decke sowie für notwendige 
  Erhöhungen und Vertiefungen,  
 4. die Herstellung, Erweiterung und Verbesse-
  rung von  
  a) Rinnen und Randsteinen,  
  b) Radwegen einschließlich Sicherheitsstrei-
      fen,  
  c) Gehwegen,  
  d) Beleuchtungseinrichtungen,  
  e) Entwässerungseinrichtungen für die Ober-
      flächenentwässerung der Anlagen,  
  f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  
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  g) Parkflächen (Parkstreifen), 
  h) unselbständige Grünanlagen, 
  i) Mischflächen. 
 
(2) Zum Ersatz des Aufwandes für Hoch- und Tiefstraßen 
sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit Kraftfahr-
zeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner für 
Brücken, Tunnel und Unterführungen mit den dazugehöri-
gen Rampen werden keine Beiträge erhoben. Die Fahrbah-
nen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind 
als die anschließenden freien Strecken. Nicht beitragsfähig 
sind die Kosten für die laufende Unterhaltung und Instand-
setzung der Anlagen.  
 
(3) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlich 
entstandenen Kosten ermittelt. Von den Kosten für die Her-
stellung solcher Einrichtungen, die sowohl der Entwässe-
rung von Anlagen als auch der Ableitung sonstiger Abwäs-
ser dienen, sind 33 1/3 v.H. dem Aufwand zuzurechnen, 
höchstens jedoch die Kosten, die zur Verlegung eines Re-
genwasserkanals von 30 cm Durchmesser in einer Verle-
gungstiefe von 1,50 m erforderlich sind.  
 
4) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann 
der Aufwand selbständig ermittelt und erhoben werden. 
 
§ 3 Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Auf-

wand 
 
(1) Die Stadt trägt den Anteil des Aufwandes, der auf die In-
anspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent-
fällt. Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitrags-
pflichtigen zu tragen (Anteil der Beitragspflichtigen nach Ab-
satz 4). Der auf die Stadt entfallende Anteil für stadteigene 
Grundstücke wird so berechnet, als ob die Stadt selbst bei-
tragspflichtig wäre.  
 
(2) Überschreiten Anlagen die nach Absatz 4 anrechenba-
ren Breiten, so ist der durch die Überschreitung verursachte 
Mehraufwand von der Stadt zu tragen.  
 
(3) Zuwendungen Dritter, die die Stadt für die Maßnahme 
erhält, dienen zur Deckung der nach Absatz 1 Satz 1 auf die 
Stadt entfallenden Anteile und nur, soweit sie diese überstei-
gen, zur Deckung des übrigen Aufwandes. Dies gilt nicht, 
wenn der Zuwendende anderes bestimmt. 
 
(4) Die anrechenbaren Breiten und der Anteil der Beitrags-
pflichtigen an dem Aufwand für die anrechenbaren Breiten 
nach Absatz 1 Satz 2 werden wie folgt festgesetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Die in den Ziffern 1 bis 3 genannten Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.  
Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, 
erhöht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die 
anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, 
höchstens jedoch um 2,50 m, falls und soweit auf der Straße 
eine Parkmöglichkeit geboten wird.  
Überbreiten bei Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bun-
des-, Landes- und Kreisstraßen (vgl. § 2 Absatz 2 Satz 2) 
sind beitragsfähig, soweit sie die vorstehenden anrechenba-
ren Fahrbahnbreiten nicht überschreiten. 
 
(5) Für Hauptgeschäfts- und Fußgängergeschäftsstraßen, 
verkehrsberuhigte Bereiche und selbständige Gehwege 
werden die anrechenbaren Breiten und Anteil der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand für die anrechenbaren Breiten im 
Einzelfall durch Satzung bestimmt. 
 
(6) Im Sinne des Absatzes 4 gelten als 
 
 a) Anliegerstraßen:  
 Straßen, die überwiegend der Erschließung der an-
 grenzenden oder der durch eine Zuwegung mit 
 ihnen verbundenen Grundstücke dienen,  
 
 b) Haupterschließungsstraßen:  
 Straßen, die über den Anliegerverkehr hinaus Ver-
 kehr aus angeschlossenen großräumigeren Gebie-
 ten aufnehmen,  
 
 c) Hauptverkehrsstraßen:  
 Straßen, die überwiegend dem Durchgangsverkehr 
 zu dienen bestimmt sind, insbesondere Bundes, 
 Landes und Kreisstraßen,  
 
 d) Hauptgeschäftsstraßen:  
 Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke 
 mit Ladengeschäften im Erdgeschoß überwiegt, 
 soweit es sich nicht um Hauptverkehrsstraßen han-
 delt,  
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 e) Fußgängergeschäftsstraßen (Fußgängerzonen):  
 Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten 
 Breite dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn 
 eine zeitlich begrenzte Nutzung für den Anlieger-
 verkehr möglich ist, 
 
 f) Selbständige Gehwege:  
 Gehwege, die der Erschließung dienen und nicht 
 Bestandteil einer Erschließungsanlage sind, auch 
 wenn die Benutzung für Radfahrer und für den An-
 liegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist, 
 
 g) verkehrsberuhigte Bereiche: Verkehrsräume, in 
 denen der fließende Durchgangsverkehr verdrängt 
 und die funktionelle Aufteilung durch verkehrsberu-
 higende Baumaßnahmen so gestaltet ist, dass die 
 Verkehrsräume von allen Verkehrsteilnehmern im 
 Sinne des § 42 Absatz 2 i.V.m. Anlage 3 Abschnitt 
 4 StVO gleichberechtigt genutzt werden können. 
 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten für öffentliche 
Plätze entsprechend. 
 
(7) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf meh-
rere Straßenabschnitte, für die sich nach Absatz 4 unter-
schiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche An-
teile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenab-
schnitte gesondert abzurechnen, ohne dass es dazu eines 
Ratsbeschlusses bedarf.  
 
(8) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten 
mit ihren Seiten an unterschiedliche Baugebiete (Absatz 4), 
ist die jeweils größere anrechenbare Breite maßgebend.  
 
(9) Für Anlagen, für die die in Absatz 4 festgesetzten anre-
chenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen offen-
sichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch Satzung et-
was anderes. 
 

§ 4 Beitragsmaßstab 
 
(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflich-
tigen am beitragsfähigen Aufwand wird auf die durch die An-
lage bzw. durch den selbständig benutzbaren Abschnitt der 
Anlage erschlossenen Grundstücke im Verhältnis der 
Grundstücksflächen zueinander verteilt, wobei die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß und Art be-
rücksichtigt wird.  
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt:  
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die 
gesamte Fläche unter der Voraussetzung, dass der Bebau-
ungsplan eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festsetzt, 
2. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforder-
liche Festsetzungen nicht enthält a) bei Grundstücken, die 
an die Anlage angrenzen, die Grundstücksfläche von der 
Anlage bis zu einer Tiefe von 50 m,  
b) bei Grundstücken, die nicht oder nur über eine Zufahrt an 
die Anlage angrenzen, die Grundstücksfläche zwischen der 
der Anlage am nächsten zugewandten Grundstücksseite 
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung 
zur Anlage herstellen, bleiben unberücksichtigt.  
In den Fällen der Nr. 1 und 2 ist bei einer darüber hinaus-
greifenden baulichen oder gewerblichen Nutzung der 
Grundstücke zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nut-
zung zu berücksichtigen. 
 

 
3. Erschlossene Grundstücke, die nicht baulich oder ge-
werblich genutzt sind und die nicht baulich oder gewerblich 
genutzt werden dürfen, werden mit 50 v.H. der Grundstücks-
flächen angesetzt. Gleiches gilt für Grundstücke, welche in 
einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichba-
ren Weise genutzt werden können (z.B. Kirchengrundstü-
cke, Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten oder private Grünanlagen). 
 
(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücks-
fläche mit einem Vomhundertsatz vervielfältigt, der im Ein-
zelnen beträgt:  
bei eingeschossiger Bebaubarkeit 100 v.H.  
bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 130 v.H.  
bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 v.H.  
bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 160 v.H.  
bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 170 v.H.  
 
(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungs-
plan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. 
Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen, ge-
duldet oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. Die 
Zahl der Vollgeschosse wird im Übrigen durch die Bauord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) be-
stimmt. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten 
des Bauwerkes nicht feststellbar, werden je angefangene 
3,50 m Höhe des Bauwerkes als ein Vollgeschoss gerech-
net. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Bau-
massenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassen-
zahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet werden. 
 
(5) Grundstücke gelten als eingeschossig bebaubar, wenn 
auf ihnen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dür-
fen. Gewerblich nutzbare Grundstücke, auf denen keine Be-
bauung zulässig ist, werden als zweigeschossig bebaubare 
Grundstücke angesetzt, womit auch die Nutzungsart berück-
sichtigt ist.  
 
(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Be-
bauungsplan weder die Geschoßzahl noch Grundflächen- 
und Baumassenzahl festsetzt, ist  
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vor-
handenen,  
b) bei unbebauten, aber noch bebaubaren Grundstücken die 
Zahl der auf den benachbarten Grundstücken des Abrech-
nungsgebietes überwiegend vorhandenen Geschosse maß-
gebend.  
 
(7) Werden in einem Abrechnungsgebiet außer ausschließ-
lich gewerblich genutzten Grundstücken oder Grundstü-
cken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes 
in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und sonstigen Sondergebie-
ten nach den §§ 7 bis 9 und 11 der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, 
so sind für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe-, Industrie- 
und sonstigen Sondergebieten, sowie für die Grundstücke, 
die ausschließlich oder überwiegend gewerblich, industriell 
oder für Büro-, Geschäfts- bzw. Verwaltungszwecke genutzt 
werden, die in Absatz 3 genannten Vomhundertsätze um 30 
Prozentpunkte zu erhöhen.  
In unbeplanten Gebieten gilt die Erhöhung auch für Grund-
stücke, die ungenutzt sind, auf denen aber eine Nutzung 
nach Satz 1 zulässig ist, wenn auf den Grundstücken der 
näheren Umgebung im Sinne von § 34 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die in Satz 1 genannten Nutzungsarten über-
wiegend (prägend) vorhanden sind. 
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§ 5 Beitragspflichtige und Entstehung der Beitrags-

pflicht 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Zugehens des 
Beitragsbescheides Eigentümer des durch die Anlage er-
schlossenen Grundstückes ist. Mehrere Eigentümer eines 
Grundstückes sind Gesamtschuldner.  
 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte.  
 
(3) Die Beitragspflicht entsteht, wenn die öffentlichen Stra-
ßen, Wege und Plätze (Anlagen) gemäß der Planung der 
Stadt endgültig hergestellt sind und ihre Flächen im Eigen-
tum der Stadt stehen. 
 

§ 6 Kostenspaltung 
 
(1) Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der 
Beitrag selbständig erhoben werden für  
 1. den Grunderwerb,  
 2. die Freilegung,  
 3. die Fahrbahn,  
 4. die Gehwege,  
 5. die Radwege,  
 6. die Parkflächen (Parkstreifen),  
 7. die Beleuchtungseinrichtungen,  
 8. die Entwässerungseinrichtungen, 
 9. die unselbständigen Grünanlagen,  
sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge 
gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist.  
 
(2) Absatz 1 findet sinngemäß Anwendung, wenn die Anla-
gen in Abschnitten hergestellt werden.  
 

§ 7 Vorausleistungen 
 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen wor-
den ist, kann die Stadt Vorausleistungen bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Beitrages erheben.  
 

§ 8 Ablösung des Beitrages 
 
Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsan-
spruch auf Ablösung besteht nicht.  
 

§ 9 Fälligkeit 
 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zugehen des Beitrags-
bescheides fällig. 
 

§ 10 Entscheidung durch den Bürgermeister 
 
Die Entscheidung über die Abrechnung eines bestimmten 
Abschnittes einer Anlage sowie über die Durchführung der 
Kostenspaltung wird dem Bürgermeister übertragen. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen 
nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land  

 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) für straßenbauliche Maß-
nahmen der Stadt Lage vom 20. Dezember 2023 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf  von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Lage vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Lage vom 
20. Dezember 2023 wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 20. Dezember 2023 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Matthias Kalkreuter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
590 Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhe-

besätze in der Alten Hansestadt Lemgo (Hebe-
satzsatzung) vom 12.12.2023 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW. S. 666) und des § 1 des Gesetzes über die Zu-
ständigkeit für die Festsetzung und Erhebung der Realsteu-
ern vom 16.12.1981 (GV.NRW. S. 732) in Verbindung mit § 
25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07.08.1973 
(BGBl. 965) und § 16 des Gewerbesteuergesetzes (Ge-
wStG) vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167) in den jeweils zur-
zeit geltenden Fassungen hat der Rat der Alten Hansestadt 
Lemgo in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Alten 
Hansestadt Lemgo (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf 280 v. H. 
 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 525 
v. H. 
 

2. Gewerbesteuer auf 450 v. H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  

  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
in der Alten Hansestadt Lemgo 
(Hebesatzsatzung) wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-
ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
 

 
Lemgo, 12.12.2023 
 
 
(Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
591 4. Satzungsänderung der Friedhofssatzung 
 vom 11.12.2023 
 
4. Satzung vom 12.12.2023 zur Änderung der Friedhofs-
satzung der Alte Hansestadt Lemgo für die städtischen 
Friedhöfe vom 11. Dezember 2012 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2, Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S.666 / SGV NW 2023), sowie des § 4 des 
Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Be-
stattungsgesetz NRW) vom 17.06.2003 (GV NRW S.313 / 
SGV NRW 2127), jeweils in der bei Erlass der Satzung gel-
tenden Fassung, hat der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in 
seiner Sitzung vom 11.12.2023 die folgende Satzung be-
schlossen: 
 
 
Artikel 1 
 
Die Friedhofssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die 
städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird wie folgt er-
gänzt/geändert: 
 
 
§ 6 Abs. 2 a wird wie folgt geändert: 
„die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenom-
men ist das Befahren mit Fahrzeugen mit Sondergenehmi-
gung und Fahrzeugen, die zur Fortbewegung aus gesund-
heitlichen Gründen zwingend erforderlich sind,“ 
 
 
In § 7 Abs. 1 werden die Worte „und sonstige Gewebetrei-
bende“ gestrichen 
 
 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 wird gestrichen  
 
 
In § 7 Abs. 8 werden die Worte „oder bei denen die Voraus-
setzungen des Absatzes 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind“ gestrichen 
 
 
§ 8 Abs. 6 wird wie folgt geändert:  
Für die Bestattungsfristen gilt § 13 Abs. 2 und 3 des Bestat-
tungsgesetz NRW. 
 
 
§ 8 Abs. 7 wird neu hinzugefügt:   
Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, Auskünfte über den 
Bestattungstermin oder die Lage der Grabstätten zu erteilen. 
Haben Tote zu Lebzeiten schriftlich dem Auskunftsbegehren 
über Zeitpunkt, Art und Ort ihrer Bestattung widersprochen 
und diese Willenserklärung liegt der Friedhofsverwaltung 
vor, werden keine Auskünfte erteilt.  
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In § 9 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „oder Urne“ gestri-
chen 
 
§ 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  
Bei jeder Bestattung müssen die Särge, die Sargausstat-
tung, die Bekleidung der verstorbenen Person, die Urnen o-
der Überurnen so beschaffen sein, dass sie die Verwesung 
bzw. Zersetzung innerhalb der Ruhefrist ermöglichen (Aus-
nahme Überurne im Kolumbarium/Urnengrabkammer). Ins-
besondere dürfen sie nicht die Beschaffenheit des Bodens 
oder des Grundwassers nachteilig verändern. 
 
 
§ 13 Abs. 2 Nr. I wird wie folgt ergänzt:  
e) Naturnahe Wahlgräber (nur auf dem Friedhof Lüning-
heide) 
 
 
§ 13 Abs. 2 Nr. II wird wie folgt ergänzt: 

i) Urnenwahlgemeinschaftsgrabstätten (nur auf dem 
Friedhof Rintelner Straße) 
j) Baumwahlgräber (nur auf dem Friedhof Lüningheide) 
k) Naturnahe Urnenwahlgräber (nur auf dem Friedhof 
Lüningheide) 

 
 
§ 13 Abs. 3 wird aufgehoben 
 
 
§ 13 Abs. 4 wird wie folgt geändert:  
Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes 
an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Un-
veränderlichkeit der Umgebung. Beim Erwerb eines Wahl-
grabes / Urnenwahlgrabes / einer Urnengrabkammer kann 
sich der Nutzungsberechtigte jedoch im Rahmen der für die 
Belegung anstehenden Grabstellen eine Grabstelle aussu-
chen (ausgenommen sind das Rasenwahlgrab, das Urnen-
hainwahlgrab, Urnenrasenwahl-grab und die naturnahen 
Bestattungen). 
 
 
§ 14 Abs. 4 Sätze 2 bis 4 werden gestrichen  
 
 
§ 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   
Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an 
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 
Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Beneh-
men mit dem Erwerber bestimmt wird. Bei den naturnahen 
Wahlgräbern erfolgt die Beisetzung im Bereich planmäßig 
festgelegter Punkte. Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
werden nur anlässlich eines Todesfalles und nur für die ge-
samte Grabstätte verliehen (Ausnahme siehe § 15 Nr. 19-
21). Die Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nut-
zungsrechtes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung 
oder Entwidmung nach § 4 beabsichtigt ist. 
 
 
§ 15 Abs. 5 wird neu hinzugefügt; aus den Absätzen 5 
bis 17 werden die Absätze 6 bis 18:  
Naturnahe Wahlgräber werden für Erdbestattungen bereit-
gestellt. Die Grabstelle wird durch die Friedhofsverwaltung 
hergerichtet und dauerhaft unterhalten. Außer der von der 
Friedhofsverwaltung vorgenommenen Kennzeichnung darf 
kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt und keine weitere 
Kennzeichnung vorgenommen werden. Ein Anspruch, die 
Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten, sowie 
Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, besteht nicht.  

 
Die Einebnung der Grabstätte wird nach Ablauf der Nut-
zungszeit durch die Friedhofsverwaltung vorgenommen.  
 
§ 15 Abs. 13 Buchstabe „g“ wird wie folgt geändert: 
„auf die Geschwister,“ 
 
 
§ 15 Abs. 19 wird neu hinzugefügt:  
Ein Vorerwerb von Wahlgrabstätten auf dem Friedhof 
Lüningheide sowie von Urnenwahlgemeinschaftsgrabstät-
ten auf dem Rintelner Friedhof ist zu Lebzeiten möglich, 
wenn freie Grabstätten vorhanden sind. Somit kann ein Nut-
zungsrecht auch vor Eintritt eines Todesfalles verliehen wer-
den. Die Nutzungszeit beginnt mit dem Erwerbstag. Erfolgt 
eine Bestattung muss gemäß § 15 Abs. 10 zur Sicherstel-
lung der Ruhezeit die erforderliche Verlängerung für alle 
Grabstellen nachgezahlt werden. Bei Wahlgrabstätten, die 
nicht von der Friedhofsverwaltung hergerichtet, gemäht und 
dauerhaft unterhalten werden, muss die Grabfläche bis zur 
ersten Bestattung in einfacher Form gepflegt und instandge-
halten werden.   
 
 
§ 15 Abs. 20 wird neu hinzugefügt:  
Die in Abs. 19 genannten Grabstätten können als Alternative 
zum Vorerwerb für die Dauer von 5 Jahren reserviert wer-
den. Dafür wird eine Reservierungsgebühr gemäß der Fried-
hofsgebührensatzung für jeweils fünf Jahre im Voraus erho-
ben. Für die Gebührenberechnung sind die Gebühren für die 
Verlängerung des Nutzungsrechtes an der jeweiligen Wahl-
grabstätte zugrunde zu legen. Diese Gebühr wird bei Inan-
spruchnahme der Grabstätte nicht verrechnet. Ein Anspruch 
auf Verleihung oder erneute Verleihung von Nutzungsrech-
ten besteht nicht.  
 
 
§ 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   
 
Aschen dürfen beigesetzt werden in  
 
a) Urnenreihengrabstätten 

Grabstättengröße 
1,00 m x 1,00 m 

b) 
 
c) 

Urnenrasenreihengrabstätten 
Grabstättengröße 
 Urnenhainreihengrabstätten 
Grabstättengröße 

1,00 m x 1,00 m 
 
1,00 m x 1,00 m 

d) Urnengemeinschaftsgrabstätten 
auf dem Waldfriedhof  
Lüningheide und auf dem Friedhof 
Rintelner Straße 
Grabstättengröße 

0,50 m x 0,50 m 

e) 
 
f) 
 
g) 

Urnenwahlgrabstätten/naturnahe 
Urnenwahlgrabstätten 
Grabstättengröße 
Urnenhainwahlgrabstätten/ 
Urnenwahlgemeinschaftsgrab-
stätten Grabstättengröße 
Urnenrasenwahlgrabstätten 
Grabstättengröße 

1,25 m x 1,25 m 
 
1,25 m x 1,25 m 
 
1,25 m x 1,25 m 

h) Baumwahlgräber auf dem Fried-
hof Lüningheide/Urnengrabkam-
mern (Urnenwand) für zwei Ur-
nen, nicht auf dem Friedhof 
Lüningheide und Friedhof Tropha-
gen 

 
 

i) Grabstätten für Erdbestattungen 
in Wahlgräbern 
Grabstättengröße 

2,50 m x 1,25 m 
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§ 16 Abs. 7 wird neu hinzugefügt; aus den Absätzen 7 
bis 9 werden die Absätze 8 bis 10: 
Naturnahe Wahlgräber, Baumwahlgräber und Urnenwahl-
gemeinschaftsgräber für zwei Urnen werden für Aschebei-
setzungen bereitgestellt. Die Beisetzung bei den naturnahen 
Wahlgräbern erfolgt im Bereich planmäßig festgelegter 
Punkte. Die Grabstelle wird durch die Friedhofsverwaltung 
hergerichtet und dauerhaft unterhalten. Ein Anspruch, die 
Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten besteht 
nicht.  
 
 
In § 18 Abs. 8 Satz 1 werden die Worte „zwischen 5 und 6 
cm breit sind und“ gestrichen. 
 
 
In § 19 Abs. 8 Satz 1 werden die Worte „mit allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften“ gestrichen.  
 
§ 19 Abs. 10 wird wie folgt geändert:   
Auf Rasenreihengrabstätten, Urnenrasenreihengrabstätten, 
einstelligen Rasenwahlgrabstätten und Urnenrasenwahl-
grabstätten sind liegende Grabmale in den Höchstmaßen 
0,45 m x 0,35 m zugelassen. Auf mehrstelligen Rasenwahl-
grabstätten sind liegende Grabmale in den Höchstmaßen 
0,80 m x 0,55 m zugelassen. Stehende Grabsteine/Gedenk-
stelen ohne Fundament sind in den Höchstmaßen 0,40 m x 
0,30 m x 0,15 m zugelassen.  
 
 
§ 19 Abs. 14 wird neu hinzugefügt:  
Für naturnahe Wahlgräber für Erdbestattungen kann auf 
Wunsch, durch die Friedhofsverwaltung an zentraler Stelle, 
ein von ihr erstelltes kleines Namensschild mit dem Namen 
sowie den Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen Per-
son an einer Gedenkstele angebracht werden. Bei einer na-
turnahen Urnenwahlgrabstätte kann auf Wunsch, durch die 
Friedhofsverwaltung, ein kleiner Stein mit dem Namen sowie 
den Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen Person in 
unmittelbarer Nähe des Baumes niedergelegt werden. Au-
ßer der von der Friedhofsverwaltung vorgenommenen 
Kennzeichnung darf kein weiteres Gedenkzeichen aufge-
stellt und keine weitere Kennzeichnung vorgenommen wer-
den.  
 
 
§ 19 Abs. 15 wird neu hinzugefügt:  
Bei Baumwahlgrabstätten und Urnenwahlgemeinschafts-
gräber mit Stein wird durch die Friedhofsverwaltung auf je-
dem Grab, nach absehbarer Zeit, ein Grabmal mit dem Na-
men sowie den Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen 
Person in die Erde eingesetzt bzw. aufgestellt. Außer der 
von der Friedhofsverwaltung vorgenommenen Kennzeich-
nung darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt und 
keine weitere Kennzeichnung vorgenommen werden.  
 
 
§ 20 wird aufgehoben 
 
 
§ 22 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten / Urnenrei-
hengrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl-
grabstätten / Urnenwahlgrabstätten oder nach der Entzie-
hung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die Grab-
male und sonstige bauliche Anlagen gemäß § 25 zu entfer-
nen 
 

 
In § 23 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „ggf. i. V. m. § 20“ 
gestrichen.  

 
 

§ 23 Abs. 3 Satz 4 wird gestrichen  
 
§ 25 wird wie folgt neu gefasst: 
(1) Jede Grabstelle ist nach Ablauf der Ruhefrist bzw. 

des Nutzungsrechts ordnungsgemäß abzuräumen 
und einzuebnen bzw. einebnen zu lassen. Die Kos-
ten für Abräumung und Entsorgung trägt der jewei-
lige Nutzungsberechtige (ausgenommen Rasen-
grabstätten, naturnahe Wahlgräber, Baumwahlgrä-
ber und Urnenwahlgemeinschaftsgräber).  

 
(2) Sofern die Nutzungsberechtigten nach Ablauf der 

Ruhefrist oder der Nutzungszeit das Grabmal und die 
sonstigen baulichen Anlagen selbst abräumen wol-
len, ist dies gegenüber der Friedhofsverwaltung vor 
dem Ablauf der Nutzungszeit schriftlich mitzuteilen. 
Im Falle einer Abräumung der Grabstätte durch den 
Nutzungsberechtigten müssen alle Grabmale und 
sonstigen Aufbauten entfernt und die Grabstätte bo-
dengleich eingeebnet werden. Dies beinhaltet auch 
die Entfernung von Fundamenten und Grabbepflan-
zung. Jeglicher Abfall - Ausnahme Pflanzen und 
Pflanzenteile - wie Fundamente, Betonreste und mi-
neralische Bestandteile dürfen auf dem Friedhof 
nicht gelagert oder entsorgt werden. Die Kosten für 
Abräumung und Entsorgung trägt der jeweilige Nut-
zungsberechtigter.  

 
 
§ 27a wird neu hinzugefügt: 
(1) Die Friedhofsverwaltung kann ausschließlich auf 

dem Friedhof Lüningheide zulassen, dass in eine be-
reits belegte Grabstätte die Asche eines kremierten 
Haustieres in einer Urne als Grabbeigabe einge-
bracht wird. Die Entscheidung der Friedhofsverwal-
tung ist abhängig von der Größe der Grabstätte und 
der Größe der Urne des kremierten Haustieres. Die 
Einbringung wird unter Ausschluss von Personen 
durchgeführt. Eine Trauerzeremonie findet aus die-
sem Anlass nicht statt. Hinweise auf die Einbringung 
dürfen nicht an der Grabstätte angebracht werden.  
 

(2) Zur Vermeidung reiner Tiergräber wird eine „Vorab-
Bestattung“, in einer nicht belegten Grabstätte, von 
Tieren ausgeschlossen. Das zu Lebzeiten seines Be-
sitzers verstorbene und eingeäscherte Haustier kann 
in Form einer Grabbeigabe mit der Beisetzung seines 
verstorbenen Besitzers erfolgen.  

 
 
Artikel II 
 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 4. Satzung vom 12.12.2023 zur Änderung der Friedhofs-
satzung der Alte Hansestadt Lemgo für die städtischen 
Friedhöfe vom 11. Dezember 2012 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 

666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

f) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-
ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 12.12.2023 
 
 
(Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
592 1. Satzungsänderung der Friedhofsgebühren-
 satzung vom 13.12.2023 
 

1. Satzung zur Änderung der Friedhofsgebühren-
satzung der Alten Hansestadt Lemgo für die städti-
schen Friedhöfe vom 13.12.2022 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / SGV NW 2023), 
sowie der §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NW 610), und des § 4  

 
des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen 
(Bestattungsgesetz NRW) vom 17.06.2003 (GV NRW S.313 
/ SGV NRW 2127 jeweils in der bei Erlass dieser Satzung 
geltenden Fassung, hat der Rat der Alten Hansestadt 
Lemgo in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung 
zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Alten Han-
sestadt Lemgo für die städtischen Friedhöfe vom 
13.12.2022 beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
§ 2 wird wie folgt geändert: 
§ 2 Gebühren 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Alten 
Hansestadt Lemgo und deren Einrichtungen sowie für die 
Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen der Friedhofs-
verwaltung werden folgende Gebühren und Entgelte erho-
ben: 
 
A. Nutzungsgebühren für Reihengräber und Erwerb von 
Nutzungsrechten an Wahlgräbern: 
 
I. Nutzungsgebühren für Reihengräber  
 
 
II. Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgräbern 
 

a. für Erdbestattungen je 
Wahlgrabstelle (30 Jahre 
Nutzungszeit mit Erstein-
fassung ) 

2.620,00 EUR 

b. Verlängerungsjahr je 
Wahlgrabstelle 

87,00 EUR 

c. Urnenwahlgrab (25 Jahre 
Nutzungszeit mit Erstein-
fassung) 

1.713,00 EUR 

d. Verlängerungsjahr je Ur-
nenwahlgrabstelle 

69,00 EUR 

e. Urnengrabkammer (25 
Jahre Nutzungszeit, inkl. 
Pflegeanteil) 

2.309,00 EUR 

f. Verlängerungsjahr je Ur-
nengrabkammer 

92,00 EUR 

g. Rasenwahlgrab je Wahl-
grabstelle (30 Jahre Nut-
zungszeit, inkl. Pflegean-
teil) 

3.397,00 EUR 

h. Verlängerungsjahr je Ra-
senwahlgrabstelle 

113,00 EUR 

i. Urnenrasenwahlgrab (25 
Jahre Nutzungszeit, inkl. 
Pflegeanteil) 

2.037,00 EUR 

j. Verlängerungsjahr je Ur-
nenrasenwahlgrabstelle 

81,00 EUR 

k. Urnenhainwahlgrab (25 
Jahre Nutzungszeit, inkl. 
Pflegeanteil) 

2.037,00 EUR 

l. Verlängerungsjahr je Ur-
nenhainwahlgrabstelle 
 
 

81,00 EUR 

a. Reihengrab Erdbestattung für Ver-
storbene über 5 Jahre (30 Jahre 
Nutzungszeit mit Ersteinfassung) 

2.102,00 EUR 
 
 

b. Reihengrab Erdbestattung für Ver-
storbene unter 5 Jahre (25 Jahre 
Nutzungszeit mit Ersteinfassung  ) 

526,00 EUR 

c. Rasenreihengrabstätte (30 Jahre 
Nutzungszeit, inkl. Pflegeanteil) 

2.620,00 EUR 

d. Urnenreihengrab (25 Jahre Nut-
zungszeit) 

1.342,00 EUR 

e. Urnenrasenreihengrabstätte (25 
Jahre Nutzungszeit , inkl. Pflegean-
teil) 

1.480,00 EUR 

f. Urnengemeinschaftsgrabstätte (25 
Jahre Nutzungszeit, anonym /inkl. 
Pflegeanteil) zuzüglich gesetzlicher 
Umsatzsteuer 

1.011,00 EUR 

g. Urnenhainreihengrabstätte (25 
Jahre Nutzungszeit, inkl. Pflegean-
teil) 

1.480,00 EUR 
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m. Naturnahe Wahlgräber 
Friedhof Lüningheide (30 
Jahre Nutzungszeit) 

2.814,00 EUR 

n. Verlängerungsjahr je na-
turnaher Wahlgrabstelle 

94,00 EUR 

o. Urnenwahlgemeinschafts-
grabstätten Friedhof Rin-
telner Straße (25 Jahre 
Nutzungszeit, inkl. Pfle-
geanteil) 

2.275,00 EUR 

p. Urnenwahlgemeinschafts-
grabstätten Friedhof Rin-
telner Straße (25 Jahre 
Nutzungszeit, inkl. Pfle-
geanteil und Grabstein) 

2.814,00 EUR 

q. Verlängerungsjahr je Ur-
nengemeinschaftsgrab-
stelle 

91,00 EUR 

r. Baumwahlgräber Friedhof 
Lüningheide(25 Jahre Nut-
zungszeit, inkl. Pflegean-
teil) 

2.814,00 EUR 

s. Verlängerungsjahr je 
Baumgrabstelle 

91,00 EUR 

t. Naturnahe Urnenwahlgrä-
ber Friedhof Lüningheide 
(25 Jahre Nutzungszeit, 
inkl. Pflegeanteil) 

1.794,00 EUR 

u. Verlängerungsjahr je na-
turnaher Urnenwahlgrab-
stelle 

72,00 EUR 

 
 
III. Überschreitung der Nutzungszeit 
 
Wird durch die Belegung einer Lagerstelle unter Berücksich-
tigung der gesetzlichen Ruhefrist die Nutzungsdauer an den 
Wahlgräbern überschritten, auch wenn die Lagerstelle noch 
nicht belegt war, so ist für jedes angefangene Jahr der Über-
schreitung die jeweilige Nutzungsgebühr für sämtliche La-
gerstellen zu zahlen. 
 
 
IV. Verlängerung von Nutzungsrechten 
 
Die unter II. b), d), f), h), j) und l). festgesetzte Gebühr wird 
auch für die Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahlgrä-
bern nach Ablauf der Nutzungszeit erhoben. Die jeweilige 
Erwerbsgebühr ist je Jahr und Lagerstelle zu zahlen. 
 
 
B. Bestattungsgebühren: 
 

II. Benutzung der Leichen-
zelle/Kühlzelle 

 

108,00 EUR 

III. Benutzung der Friedhofska-
pelle 

 

357,00 EUR 

IV. Beisetzung (Grabbereitung) 
 

 

 
Für das Ausheben und Verfüllen des 
Grabes einschl. Aushängen der Grube  
und Aufbringen von Schalen und Krän-
zen 

a. Beisetzung Erdbestattung 
- Kinder bis zu 5 Jahren 

282,00 EUR 

b. Beisetzung Erdbestattung 
- Totgeburt, Kinder bis zu 4 
Wochen 

105,00 EUR 

c. Beisetzung Erdbestattung 
- Erwachsene 

563,00 EUR 

d. Beisetzung einer Urne 
zuzüglich gesetzlicher 
Umsatzsteuer bei einer 
anonymen Bestattung 

105,00 EUR 

e. Abräumen der Kränze 48,00 EUR 
f. Zuführung eines kremier-

ten Haustieres als Grab-
beigabe  

 

70,00 EUR 

V. Gestellung von Trägern / je 
Träger 

 

47,00 EUR 

VI. - entfällt -   
 
 

 

VII. Zuschlag für Trauerfeiern und Bestattungen 
Für Trauerfeiern und Bestattungen, die am Samstag oder 
auf Wunsch der Angehörigen außerhalb der im § 8 Absatz 
4 der Friedhofssatzung festgelegten Zeiten vorgenom-
men werden, wird ein Zuschlag von 50% auf die anfallen-
den Bestattungsgebühren (gem. B III Nr. a) – d), B IV und 
C III) berechnet. Der Zuschlag wird nur erhoben, wenn für 
die Durchführung eine personelle Beteiligung von seiten 
der Stadt Lemgo gegeben ist. 
 
VIII. Umbettungen (einschl. Verwal-

tungsgebühr) 
 

a. Umbettung eines Verstor-
benen bis zu 5 Jahren 

 innerhalb der städt. Friedhöfe 

612,00 EUR 

b. Umbettung eines Verstor-
benen über 5 Jahre 

innerhalb der städt. Friedhöfe 

1.200,00 EUR 

c. Ausbettung eines Verstor-
benen bis zu 5 Jahren 

zwecks Überführung auf den Friedhof 
eines anderen Friedhofsträgers 

310,00 EUR 

d. Ausbettung eines Verstor-
benen über 5 Jahre 

zwecks Überführung auf den Friedhof 
eines anderen Friedhofsträgers 

695,00 EUR 

e. Ausbettung einer Urne und 
Wiederbeisetzung 

auf einem städtischen Friedhof 

234,00 EUR 

f. Ausbettung einer Urne 
zwecks Überführung 

auf den Friedhof eines anderen Fried-
hofsträgers 

150,00 EUR 
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einschl. Verpackungs- und Versandkos-
ten 
 
Die Kosten für eventuell notwendige neue Särge und den 
Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten 
und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der 
Antragsteller zu tragen. 

 
 
C. Ausgestaltung von Trauerfeiern 
 

I. Grundausschmückung der Lei-
chenkammer mit Dauergrünpflan-
zen 

 

35,00 
EUR 

II. Harmoniumbenutzung 
 

12,50 
EUR 

III. Grundausschmückung der Trauer-
halle mit Dauergrünpflanzen, 

Kranzdekoration, Beteiligung beim Trans-
port von der Leichenkammer in die Trauer-
halle und beim Aufbahren in der Trauerhalle 

85,00 
EUR 

 
 
D. Verwaltungsgebühren und Gebühren für sonstige Leis-
tungen 
 

I. Erteilung einer Zustimmung zur 
Aufstellung von Grabmalen 

 

a. liegend für Reihen- und Wahl-
gräber aller Grabarten 

30,00 
EUR 

b. stehend für Reihen- und 
Wahlgräber aller Grabarten 

 

71,50 
EUR 

II. Zulassung von Gewerbetreiben-
den – jährlich – 

 

20,00 
EUR 

III. Einebnungen von Grabstätten 
nach Ablauf der Ruhe- bzw. Nut-
zungszeit oder bei vorzeitiger Auf-
lösung des Grabes 

 

a. je Grabstelle (incl. Einfassun-
gen) 

190,00 
EUR 

b. Kinder- und Urnengrab (inkl. 
Einfassungen) 

131,00 
EUR 

c. Abräumen eines liegenden 
Grabmals 

45,00 
EUR 

d. Abräumen eines stehenden 
Grabmals 

 

45,00 
EUR 

zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Andere, nicht 
im Voraus bestimmbare bzw. zusätzliche Leistungen wer-
den nach Materialverbrauch und Lohnaufwand nach dem 
TVöD berechnet. 

 
 
§ 4 wird wie folgt geändert: 
§ 4 Gebührenpflichtige 
 
Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen Personen ver-
pflichtet, welche die Einrichtungen der  

 
kommunalen Friedhöfe der Alten Hansestadt Lemgo oder 
die sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung in  
 
 
Anspruch nehmen. Mehrere Gebührenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. Daneben haftet für die Gebührenschuld, 
wer bestattungspflichtig im Sinne von § 8 Abs. 1 Bestat-
tungsgesetz NRW ist. 
 
 
Artikel II 
Inkrafttreten 
 
Die 1. Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 4. Satzung vom 12.12.2023 zur Änderung der Friedhofs-
satzung der Alte Hansestadt Lemgo für die städtischen 
Friedhöfe vom 11. Dezember 2012 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
i) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

j) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

k) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

l) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-
ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 12.12.2023 
 
 
(Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
593 Gebührenordnung für die Nutzung gebühren-
 pflichtiger Parkplätze mit Bewohnerparkprivile-
 gien im öffentlichen Straßenraum 
 
Gebührenordnung für die Nutzung gebührenpflichtiger 
Parkplätze mit Bewohnerparkprivilegien im öffentlichen 
Straßenraum auf dem Gebiet der Alten Hansestadt 
Lemgo (Bewohnerparkgebührenordnung) vom 
12.12.2023 
 
Aufgrund des § 6 a Abs. 5a des Straßenverkehrsgesetzes in 
der Fassung der 
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Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 
(BGBl. I S. 3108) geändert worden ist und § 4 der Verord-
nung über Zuständigkeiten im Bereich Straßenverkehr und  
 
Güterbeförderung vom 05.07.2016 (GV NRW 2016 Nr. 16 
vom 08.07.2016, S. 515-538) in Verbindung mit § 38 Buchst. 
b des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungs-
behörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG NRW) – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV NRW 
S. 528) jeweils in der bei Erlass dieser Gebührenordnung 
geltenden Fassung hat der Rat der Alten Hansestadt Lemgo 
in der Sitzung am 11.12.2023 die Gebührenordnung für die 
Nutzung von bewirtschaftetem Parkraum mit Bewohner-
parkprivilegien auf dem Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo 
(Bewohnerparkgebührenordnung) beschlossen. 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Gebührenordnung regelt die Erhebung von Gebühren 
für die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises in den 
Bewohnerparkzonen im Innenstadtbereich die als Bewoh-
nerparkgebiete nach § 45 1b Nr. 2a der Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) ausgewiesen und gekennzeichnet sind. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in der in der Anlage 1 bei-
gefügten Übersichtskarte dargestellt. In den Bewohnerpark-
zonen befinden sich in den folgenden Straßen Parkmöglich-
keiten für Inhaber mit einem Bewohnerparkausweis: 
 
Parkzone 1: (westl.) Echternstraße, Neue Grabenstraße, 
  Primkerstraße 
Parkzone 2:  (östl.) Echternstraße, Teilbereich des Park- 
  platzes Neues Tor 
Parkzone 3:  Freier Hof, Hinter dem Heiligen Geist, Kohl-
  straße, Neue Straße, Rembken, Orping- 
  straße,  
  Papenstraße, Schuhstraße, Parkplatz Bleiche 
Parkzone 4:  Rampendal, Helle, Heustraße, Reinertstraße, 
  Stiftstraße, Walterstraße 
 

§ 2 
Gebührenpflicht 

 
(1) Für die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises wer-
den Gebühren nach Maßgabe dieser Gebührenordnung er-
hoben. 
(2) Zur Zahlung der Gebühr ist die Person verpflichtet, die 
den Erstantrag stellt. 
(3) Durch die Erteilung eines Bewohnerparkausweises be-
steht kein Rechtsanspruch auf Nutzung eines Parkplatzes 
innerhalb des Bewohnerparkgebietes. 
(4) Mit Beantragung des Bewohnerparkausweises entsteht 
eine Gebührenschuld in Höhe der Verwaltungsgebühr. Die 
volle Gebührenschuld entsteht mit der Erteilung des Bewoh-
nerparkausweises. 
 

§ 3 
Gebührenzeitraum 

 
(1) Die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises ist für 
den Zeitraum von 12 Monaten zu beantragen. Für Hausei-
gentümer kann die Ausstellung auf einen maximalen Zeit-
raum von 36 Monate verlängert werden. 
(2) Der Zeitraum beginnt mit der Ausstellung des Bewohner-
parkausweises. 
(3) Eine Verlängerung kann vor Ablauf des Gültigkeitszeit-
raumes beantragt werden. 

 
§ 4 

Grundlagen der Gebührenbemessung, Gebührenhöhe 
 

 
 
(1) Die Gebühren für das Ausstellen der Bewohnerparkaus-
weise werden unter Berücksichtigung der Bedeutung der 
Parkmöglichkeiten, deren wirtschaftlichem Wert oder des 
sonstigen Nutzens der Parkmöglichkeiten für die Bewohne-
rinnen und Bewohner festgelegt. Zuzüglich wird pro Bewoh-
nerparkausweis eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 30 
Euro erhoben. 
(2) Für ein Jahr beträgt die Höhe der Gebühr für einen Be-
wohnerparkausweis 70,00 Euro. Für einen Bewohnerpark-
ausweis für drei Jahren beträgt die Gebühr 150,00 Euro. 
(3) Ab dem 01.01.2026 wird die Jahresgebühr auf 100,00 
Euro und die Dreijahresgebühr auf 240,00 Euro erhöht. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührenordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Alte Hansestadt Lemgo Untere Straßenverkehrsbehörde 
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Die Bewohner der nachfolgend aufgeführten Straßen haben 
die Möglichkeit einen Bewohnerparkplatz zu beantragen: 
Parkzone 1: (westl.) Echternstraße, Luisenstarße, Graben-
straße, Neue Grabenstraße, Uhlenstraße, Primkerstraße, 
Pastorenstraße, Wasserstraße, (nord-westl.) Mittelstraße 
Parkzone 2: (östl.) Echternstraße, Hirtenstraße, Sauer-
straße, Haferstraße, Neue Torstraße, (nord-östl.) Mittel-
straße 
Parkzone 3: Freier Hof, Hinter dem Heiligen Geist, Hütten-
straße, Kohlstraße, Neue Straße, Rembken, Orpingstraße, 
Papenstraße, Schuhstraße, Rosenstraße, Breite Straße, 
Kramerstraße, (süd-östl.) Mittelstraße 
Parkzone 4: Rampendal, Helle, Heustraße, Klingenberg, 
Mohlenstraße, Reinertstraße, Stiftstraße, Walterstraße, 
Veilchental, Beguinenstraße, Dünnebierstraße, Hinter dem 
Kloster, Leggestraße, (süd-westl.) Mittelstraße 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
594 Bekanntmachungsanordnung 
 
Gebührenordnung für die Nutzung gebührenpflichtiger 
Parkplätze mit Bewohnerparkprivilegien im öffentlichen 
Straßenraum auf dem Gebiet der Alten Hansestadt 
Lemgo (Bewohnerparkgebührenordnung) vom 
12.12.2023 
 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
 vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
 durchgeführt, 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
 ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht  
 worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
 beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
 der Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und  
 dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
 che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Lemgo, 12.12.2023 
 
 
(Markus Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
595 Bekanntmachung neues Ratsmitglied:  
 Dr. Florian Lueke 
 

Bekanntmachung 
gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz 

 
 
Frau Brigitte Stressenreuter, Lüerdisser Weg 87, 32657 
Lemgo, hat auf ihren Sitz als Vertreterin im Rat der Alten 
Hansestadt Lemgo mit Ablauf des 31.12.2023 verzichtet. 
 
Nach § 45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) vom 30. Juni 
1998 in der zurzeit gültigen Fassung, stelle ich hiermit fest, 
dass Herr Dr. Florian Lueke, Im Winkel 3, 32657 Lemgo 
Bewerber aus der Reserveliste der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands (SPD) den freigewordenen Sitz im Rat 
der Alten Hansestadt Lemgo durch Annahmeerklärung mit 
Wirkung vom 01.01.2024 wahrnimmt. 
 
Gegen diese Entscheidung können, 
 

a. jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
b. die für das Wahlgebiet zuständige Leitung 

solcher Parteien und Wählergruppen, die 
an der Wahl teilgenommen haben, sowie 

c. die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Entschei-
dung Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über 
die Gültigkeit der Feststellung gemäß § 40 Abs. 1 Buchstabe 
a bis c KWahlG für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter (Bürgermeister der Alten 
Hansestadt Lemgo, Rathaus, Marktplatz 1, 32657 Lemgo) 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Lemgo, 20.12.2023 
 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
 
Gez. 
 
 
Markus Baier 
Wahlleiter 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
 
 

 
596 Satzungsänderung des Zweckverbandes KRZ 
 Minden-Ravensberg/Lippe 
 
Hinweis auf die Änderung der Satzung des Zweckver-
bandes Kommunales Rechenzentrum Minden-Ravens-
berg/Lippe 
 
 
Die 5. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Kommunales Rechenzentrums Minden-
Ravensberg/Lippe vom 12.12.2023 ist im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Detmold, 208. Jahrgang, Nr. 51 am 
18.12.2023 bekanntgemacht worden. Damit tritt sie mit Wir-
kung zum 01.01.2024 in Kraft (Artikel II der Satzung); gleich-
zeitig gelten die eingegliederten Zweckverbände GKD Pa-
derborn und OWL-IT als aufgelöst. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich als Mitglied des Zweck-
verbandes gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) hin. 
 
Lemgo, 20.12.2023 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Markus Baier 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Stadt Lügde 
 
597 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 
 der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 2024 
 
Es wird hiermit bekannt gegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 
2024 mit Haushaltsplan und Anlagen gem. § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zur Zeit geltenden Fassung in der Zeit vom 02. Januar  2024 
während des Beratungsverfahrens im Rat bei der Stadt 
Lügde – Rathaus - , Zimmer I OG 110, Am Markt 1, 32676 
Lügde, während der nachfolgenden Dienststunden zur Ein-
sichtnahme öffentlich ausliegt: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
dienstags bis mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Darüber hinaus ist der Haushaltsplanentwurf unter der Ad-
resse www.luegde.de im Internet verfügbar. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Aus-
legung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen er-
heben. 
 
Einwendungen werden im Rathaus – I OG Zimmer 110 –, 
Am Markt 1, 32676 Lügde entgegengenommen. Über die 
Einwendungen entscheidet der Rat der Stadt Lügde in öf-
fentlicher Sitzung. 
 
 
Lügde, den 14. Dezember 2023 
 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Torben Blome 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
598 2. Änderung vom 18.12.2023 zur Benutzungs- 
 und Gebührensatzung für Unterkünfte für 
 Flüchtlinge und Obdachlose 
 
der Stadt Lügde vom 03.03.2022 in der zurzeit gül-
tigen Fassung  
 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994 
S.666) zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 14. September 2021 (GV. NRW 2021 S. 1072), 
in Kraft getreten am 1. Juni 2022 durch Bekanntma- 
 

 
chung vom 7. März 2022 (GV. NRW. 2022 S. 286) so-
wie dem Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme 
ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmege-
setz – FlüAG) vom 28.02.2003 (GV NRW 2003 S.95), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 09.11.2021 (GV 
NRW 2021 S.1179 bis 1188) in den jeweils gültigen 
Fassungen hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sit-
zung am 18.12.2023 die 2. Änderung der nachstehen-
den Satzung beschlossen: 
 
Die Benutzungs- und Gebührensatzung für Unterkünfte 
für Flüchtlinge und Obdachlose wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 Benutzungsgebühren  
 

 
(1) Die Stadt Lügde erhebt für die Benutzung der in § 2 

genannten Unterkünfte Benutzungsgebühren. Bemes-
sungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr 
sind die prognostizierten Betriebskosten des Kalender-
jahres in Verbindung mit der aktuell zur Verfügung ste-
henden Belegungskapazität. Die Benutzungsgebühr 
wird anhand der durchschnittlichen Ergebnisrechnung 
aller Unterkünfte berechnet. Die aktuelle Berechnung 
ist dieser Satzung als Anlage beigefügt. Die zu berück-
sichtigende monatliche Benutzungsgebühr beträgt 
265,00 €. 

 
 

Anlage zu § 4 Abs. 1 der Benutzungs- und Ge-
bührensatzung für Unterkünfte für Flüchtlinge 
und Obdachlose der Stadt Lügde 

 

Unterkunft 
errechnete 
Miete 

errechnete Be-
triebskosten 

Gesamt-
kosten 

Vordere 
Straße 27 56,51 € 254,69 € 311,19 € 

Marktweg 3 51,01 € 123,13 € 174,13 € 

Auf der 
Rothe 3 51,16 € 247,02 € 298,19 € 

Hauptstraße 
38 48,29 € 215,63 € 263,91 € 

Lange 
Straße 9 39,34 € 238,46 € 277,80 € 

durchschnittliche Benutzungsgebühr 
265,05 € 

zu berücksichtigende monatliche Gebühr 
265,00 € 

 
 
§ 16  Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tre-
ten alle entgegenstehenden Regelungen außer Kraft. 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister  
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gez. Blome 
 
      
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzungsänderung vom 18.12.2023 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Stadt Lügde, den 19.12.2023  
 
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Blome 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
599 4. Änderung zur Satzung über die Straßen- 
 reinigung und die Erhebung von Straßenreini-
 gungsgebühren 
 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt 
Lügde vom 24. November 2015 in der zurzeit gültigen 
Fassung 
 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.Juli.1994 (GV. NW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV.NRW. S. 496), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 
18.Dez.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 02. Oktober 2014 (GV, NRW. S. 
622) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.Okto-
ber.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 08. September 2015 (GV.NRW. S. 666) 
hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung am 18.12.2023 
folgende Satzung beschlossen: 
 
Die Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt 
Lügde wird wie folgt geändert: 
 

 
§ 6 Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
 (Frontmetermaßstab) 
 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 
beträgt jährlich: 
 
- in Reinigungsklasse S1: 2,15 Euro 
- in Reinigungsklasse S2: 1,79 Euro 
 
(5) Die Reinigungsklassen ergeben sich aus dem anliegen-
den Straßenverzeichnis. 
 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese 4. Änderung der Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
Gleichzeitig treten alle entgegenstehenden Regelungen au-
ßer Kraft. 
 
 
  
 
Anlage 1 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lügde 
 
Umfang der Straßenreinigungspflicht in den Straßen des 
Straßenverzeichnisses (Anlage 2) nach Reinigungsklassen 
(§ 6 SRS) 
 

 
 
 
Anlage 2 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lügde 

 
 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Blome 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzungsänderung vom 18.12.2023 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Stadt Lügde, den 19.12.2023  
 
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Blome 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
600 1. Änderung der Satzung der Jagdgenossen-
 schaft Sabbenhausen 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Genehmigung der 1. Änderung der Satzung der Jagd-
genossenschaft Sabbenhausen wird gem. § 7 Abs. 2 Lan-
desjagdgesetz Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 der Jagdgenossenschaftssatzung öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die genehmigte Satzungsänderung liegt in der Zeit vom 
05.01. 2024 bis einschließlich 19.01.2024 im Rathaus der 
Stadt Lügde, Am Markt 1, 32676 Lügde, öffentlich aus. 
 
Stadt Lügde, den 19.12.2023  
 
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Blome 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
601 Satzung zur 2. Änderung der Beitrags- und  
 Gebührensatzung zur Abwasserbeseitigungs-
 satzung der Stadt Blomberg vom 11. Juli 2019 
 
vom 15. Dezember 2023 
 
 
Aufgrund 
 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. 
NRW. 2020, S. 916), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 19.12.2019 (GV. 
NRW. 2019, S. 1029), in der jeweils geltenden Fassung,  
 
- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. 
NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts vom 
04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.; ber. GV. NRW. 2021, 
S. 718), in der jeweils geltenden Fassung,  
 
- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsge-
setzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 
(AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 
560 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
hat der Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 14. 
Dezember 2023 folgende Satzung zur 2. Änderung der 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Abwasserbeseiti-
gungssatzung der Stadt Blomberg beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
1.) Der § 12 Abs. 7 der vg. Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(7) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 4,35 €. 
 
 
2.) Der § 13 Abs. 6 der vg. Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(6) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter 
(bzw. überbauter) und/oder befestigter Fläche im Sinne des 
Abs. 1 pro Jahr 0,66 €. 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung zur 2. Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Abwasserbeseitigungssatzung der 
Stadt Blomberg vom vom 11. Juli 2019 
 

vom 15. Dezember 2023 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Blomberg vorher ge-
rügt und dabei der verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
 
Blomberg, den 15. Dezember 2023 
 
 
(Dolle) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Jobcenter Lippe 
 
602 Öffentliche Zustellung an Roksana Popczyk 
 
Hinweis auf die öffentliche Zustellung: 
Die öffentliche Zustellung eines Ablehnungsbescheides an 
Roksana Popczyk ist gem. § 15 der Hauptsatzung des Krei-
ses Lippe vom 02.07.2018, zuletzt geändert durch Satzung 
vom 20.01.2022 zur Änderung der Hauptsatzung auf der In-
ternetseite des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de/oef-
fentliche-zustellungen am 19.12.2023 öffentlich bekanntge-
macht worden. 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
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Landesverband Lippe 
 
603 Hinweis auf öffentliche Bekanntmachung 
 
Die Bekanntgabe über die Genehmigung und Veröffentli-
chung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg und dem Landesverband Lippe - "Stadt-
wald Horn-Bad Meinberg" ist am 18.12.2023 (Bekanntma-
chungsdatum) im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold, 208. Jahrgang, Nr. 51, erfolgt. 
 
 
Im Auftrag 
M. Meierkord 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



798 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18 bei der Sparkasse Detmold (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
 
604 Kraftloserklärung einer Sparurkunde: Nr. 
 3561037957 
 
Da die Sparurkunde Nr. 3561037957 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfol-
ger der  
ehemaligen Sparkasse Paderborn, aufgrund unseres Aufge-
bots vom  
23.08.2023 nicht vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos er-
klärt. 
 
Paderborn, 21. Dezember 2023 
 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
                  Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 22.12.2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


